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Zusammenfassung

Mit der Wahl Benjamin Netanjahus zum israelischen Ministerpräsidentenist insbesondere unter
den arabischen Nachbarn die Sorge gewachsen, der Friedensprozeß im Nahen Osten könnte
noch mehr ins Stocken geraten oder gar scheitern. So lassen die ersten Reaktionen der Araber
erhebliches Mißtrauen gegenüber Netanjahu und seiner Koalitionsregierung erkennen. Doch
der Gipfel der Arabischen Liga vom 22./23. Juni 1996 zeigte ebenso wie die danach entfalteten
diplomatischen Aktivitäten führender arabischer Politiker, daß diejenigen Länder, die bereits
Friedensverträge mit Israel geschlossen haben, diese nicht aufs Spiel setzen wollen. Selbst Sy-
rien, dessen Verhandlungen mit Israel schon seit Monaten auf Eis liegen, will keine neuen
Schärfen in den Prozeß hineinbringen.

Den Beziehungen zwischen Israel und Jordanien kann in dieser Situation eine Schlüsselrolle
zukommen. Sie haben sich auf der Grundlage ihres Friedensvertrages von 1994 erheblich ver-
bessert. Dieser Vertrag enthielt jedoch auch einen multilateralen Teil, dessen Verwirklichung
noch aussteht. In ihm verpflichten sich die beiden Parteien "zur Schaffung einer Konferenz
über Sicherheit und Zusammenarbeit im Nahen Osten (KSZNO)" nach dem Vorbild des Hel-
sinki-Prozesses. Bisher ist nichts darüber bekannt, ob von den beiden Vertragsparteien ver-
sucht wurde, diesen Teil ihres Abkommens auch zu verwirklichen.

In diesem Report wird untersucht, ob es sinnvoll ist, zusätzlich oder alternativ zu dem zäh und

manchmal gar nicht vorankommenden Madrider Friedensprozeß sowie der vor wenigen Mona-

ten von der Europäischen Unioninitiierten Mittelmeerkonferenz, die auch einen Teil der Nah-

ost-Region umfaßt, eine KSZNO ins Leben zu rufen. Da die Verfasser des israelisch-jordani-

schen Planes offensichtlich das "Erfolgsmodell" der KSZE im Auge hatten, werden einige

Faktoren und Rahmenbedingungen, die für den Erfolg der KSZE maßgeblich waren, näher

betrachtet und daraufhin untersucht, ob es vergleichbare Voraussetzungen im Nahen Osten

gibt. Dies betrifft vor allem

- die Möglichkeit zu einer geographischen Eingrenzung der Region, über die verhandelt

werden soll, die sicherheitspolitisch Sinn macht und gewährleistet, daß alle in die zur Be-

arbeitung anstehenden Regionalkonflikte involvierten Mächte der Konferenz beiwohnen;

- die Existenz von "gewichtigen" Akteuren, die bereit sind, eine Initiativ- (Sponsoren-)

oder eine Moderatorenfunktion zu übernehmen;

- die Bereitschaft von regionalen Konfliktparteien, bei ihrer Konfliktbearbeitung auf den

Einsatz militärischer und anderer Gewaltmittel außer zur Selbstverteidigung zu verzich-

ten, aber die künftige Entwicklung insofern als offen zu begreifen, als Grenzen und Ein-

flußzonen aufgrundfriedlichen Wandels verändert werden können;

- ein breites Sicherheitsverständnis der Akteure, das kooperatives Handeln zur Erlangung

gemeinsamer Sicherheit einschließt und es ermöglicht, durch das Schnüren von

"Paketen" zu einem komplementären Interessenausgleich zu gelangen; und schließlich
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die Bereitschaft, sich auf einen langen Prozeß des schrittweisen Interessenausgleichs, auf 
die vertrauensbildende Wirkung nachprüfbarer Vereinbarungen und auf die Recht­
f ertigungszwänge von Implementierungsdebatten einzulassen. 

Obwohl der Vergleich der Rahmenbedingungen dem Vorhaben einer KSZNO gegenüber auf­
grund der viel komplexeren Lage in dieser Region skeptisch stimmen mag, zeigt er, daß für 
einige der Kriterien die Ausgangslage zumindest als offen angesehen werden kann: 

-

-

-

-

Anders als zur Zeit des Kalten Krieges ist es heute weder möglich, die Länder der Nah­
ost-Region im Sinne der Antagonisten des Ost-West-Konfliktes gegeneinander zu posi­
tionieren, noch können sie ihrerseits diesen Gegensatz für sich finanziell länger nutzen. 
Vielmehr gibt es ein internationales Umfeld, das sich in dem Ziel der Befriedung der Re-
gion einig und bereit ist, sich dieses auch etwas kosten zu lassen. 

Eine Regionalmacht scheint alle Kriterien zu erfüllen, die Einladung für eine Vorberei­
tungskonferenz auszusprechen: Ägypten hat das notwendige Gewicht, unterhält diplo­
matische Beziehungen zu allen potentiellen Teilnehmern und hat sich für den Frie­
densprozeß in Nahost seit Jahrzehnten engagiert. 

Gewaltverzicht kennzeichnet zwar noch nicht den politischen Alltag aller Konfliktpar-
• • 

teien, bestitrunt aber zumindest auf der deklaratorischen Ebene die Beziehungen zwi-

schen Israel, Ägypten, Jordanien und dem Palästinensischen Autonomierat. 

Als offen angesehen werden muß schließlich auch die Frage, ob sich im Verlauf des 
Konferenzprozesses ein Bewußtsein dafür entwickelt, daß wechselseitige .und gemein­
same Sicherheit nicht von einem auf den anderen Tag zu erreichen ist, sondern Zwi-­
schenschritte erfordert, durch die Vertrauen hergestellt und Fälle der Beibehaltung des 
''alten Denkens'' in gemeinsamen Implementierungsdebatten erörtert werden können. 

Dies alles spricht für den Verhandlungsfrieden. Mit diesem Ziel wird seit Oktober 1991 im 
Rahmen des Madrider Friedensprozesses verhandelt. Nicht nur für diesen stand die KSZE Pa­
te, sondern auch für die im November 1995 von der Europäischen Union nach Barcelona ein­
berufene Mittelmeerkonferenz, in der auch Teile der Nahost-Region vertreten sind. In diesem 
Report wird untersucht, warum ''Madrid'' bisher nicht wie ''Helsinki'' zu einem Synonym für 
Erfolg wurde und Barcelona kein Ersatz für eine KSZNO sein kann. 

Der Gang der Verhandlungen des Madrider Friedensprozesses verläuft auf vier bilateralen 
Schienen zwischen Israel und den Palästinensern sowie mit Jordanien, Libanon und Syrien, und 
daneben in fünf themenzentrierten Arbeitsgruppen unter Beteiligung einer Vielzahl von Staa­
ten, von denen nur einige der Region angehören. Vergleicht man die Verhandlungsebenen, so 
ist die bilaterale von größerer Bedeutung. Wenn es auf einer bilateralen Verhandlungsschiene 
nicht vorangeht, stagnieren auch die multilateralen Gespräche dort, wo dieselbe Thematik zu 
behandeln ist. Allerdings hatten die Vereinbarungen vom September 1993 in Oslo, die zum 
Gaza-Jericho-Abkommen führten, sowie der daraufhin ermöglichte Friedensvertrag zwischen 
Israel und Jordanien vom Oktober 1994 auch eine gewisse Anschubwirkung für die multilate­
rale Ebene, soweit es dort nicht um Fragen ging, die den Kern der Sicherheitsbeziehungen be­
trafen. 
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Die Struktur des Madrider Prozesses weicht somit unter zwei entscheidenden Aspekten von
der KSZE-Struktur ab: in seinem Schwergewicht auf den bilateralen Verhandlungen und in
seiner Offenheit der multilateralen Verhandlungen für außerregionale Mächte. Beides trug
nicht unwesentlich dazu bei, daß der Prozeß immer wieder in die Sackgasse geriet. Vor allem
die multilateralen Verhandlungen stagnieren in wichtigen Bereichen. Wenn sie trotzdem nach
1993 Ergebnisse zeitigten, dann aufgrund der Fortschritte bei den bilateralen Verhandlungen
zwischenIsrael und der PLO bzw.Israel und Jordanien. Insofern könnte der Madrider Prozeß
den Zielen seiner Initiatoren bestenfalls dann ein größeres Stück näherkommen, wenn es auch
bei den Verhandlungen zwischen Israel und Syrien sowie Israel und Libanon zu Fortschritten
käme. Doch auch dann wird das Ziel eines umfassenden nahöstlichen Friedens noch nicht zu
erreichen sein, weil nach wie vor zwei Staaten der Region von dieser Konferenz ausgeschlos-
sen sind, die eingebunden werden müßten, gerade weil ihre derzeitigen Regime notorische

Unruhestifter und entschiedene FeindeIsraels sind, Irak und Iran. Schließlich spricht auch ei-

niges dafür, daß die Vielzahl von außerregionalen Beteiligten sich für den Prozeß nicht als

förderlich erwiesen hat. Dabei ist zum einen von Bedeutung, daß ihr Friedensverständnis nur

partiell mit dem der unmittelbar beteiligten Parteienidentisch ist, zum anderen, daß ihr Rollen-

selbstverständnis nicht unbedingt damit übereinstimmt, was die Regionalparteien von ihnen

erwarten.

Die Mittelmeerkonferenz von Barcelonaist erst wenige Monate vorbei. Der mit ihr eröffnete

Verhandlungsrahmensoll, zumindest soweit es die vorzubereitende Freihandelszone betrifft,

erst 2010 gefüllt sein. Deshalb ist es zwar gegenwärtig zu früh, sich ein abschließendesUrteil

über dieses Vorhaben zu bilden, doch ist schon jetzt offensichtlich, daß sein Schwergewicht

künftig eher im wirtschaftlichen Bereich sowie in der Maghrebzone und weniger im Nahen

Ostenliegt.

Was folgt daraus? Da Madrid und Barcelona sich schwer tun, das Ziel eines umfassenden

Friedens für den Nahen Osten zu erreichen, spricht vieles dafür, einen weiteren Anlauf zu

nehmen und eine KSZNOeinzuberufen.

Mit dem Status von Konferenzparteien sollten nach Möglichkeit außer den Staaten der Kern-

zone(Israel und seine arabischen Nachbarn sowie die Palästinensische Autonomiebehörde)die

Staaten des Golf-Kooperationsrates sowie die in unterschiedlicher Weise in die Konflikte zwi-

schen Mittelmeer und dem Persisch-Arabischen Golf involvierten Staaten Irak, Iran, Türkei

und Zypern eingeladen werden. Der Einladung sollte auf jeden Fall das wichtige Kriterium

zugrunde gelegt werden, das für die KSZE konstituierend war, daß nämlich die Teilnahme an

den Konsultationen und Verhandlungen nicht die völkerrechtliche Anerkennung der beste-

henden politischen Verhältnisse in der Region bedeutet. Wichtig ist auch die Beteiligung von

Mächten, die nicht selbst zur Nahost-Region gehören, dort aber bisher schon politisch, militä-

risch oder wirtschaftlich engagiert sind, wie die USA, Rußland und die Europäische Union.

Ihnen sollte aber eher nur eine Moderatorenrolle ohne Stimmrecht zugedacht werden, um den

Charakter einer KSZNO als Regionalkonferenz zu betonen, die die Interessender direkt Be-

troffenenin den Mittelpunkt stellt. Anderen interessierten Staaten, wie Japan, könnte, wie jetzt

auch bei der OSZE,ein Beobachterstatus zuerkannt werden.
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Gegenstand der Konferenz sollten zwar grundsätzlich alle Fragen der Sicherheit und Zusam­
menarbeit in der Region sein können, doch es ist davon auszugehen, daß in manchen Themen­
bereichen Vereinbarungen leichter und schneller zustande kotnmen werden als in anderen. 
Deshalb empfiehlt es sich für die Teilnehmer, sich zunächst auf fünf Prinzipien eines der 
KSZE-Schlußakte entlehnten Verhaltenskodex zu konzentrieren, nämlich Gewaltverzicht, 
friedliche Streitbeilegung, Nichteinmischung, zwischenstaatliche Zusanunenarbeit sowie Ein­
haltung des Völkerrechts und abgeschlossener Verträge. Schon ein solcher, von den Teilneh­
mern der KSZNO gemeinsam vereinbarter Katalog wäre ein großer Erfolg. 

Das Prinzip des Verzichts auf Androhung und Anwendung von Gewalt ist VN-Materie und 
sollte von allen Konferenzteilnehmern der Region mitgetragen werden, auch von denen, die 
gegenwärtig keine staatliche Autorität repräsentieren. 

Das Prinzip der friedlichen Regelung von Streitfällen könnte Iran und Irak, die dieses Prinzip 
zwar auch schon bei ihrem Beitritt zu den Vereinten Nationen unterzeichnet haben, durch die 
Einbindung in ein Konferenzsystem, das sie aus ihrer Isolation befreite, im Gegenzug dazu 
bewegen, zu den Spielregeln internationalen Verhaltens zurückzukehren. 

Das Prinzip der Nichteinmischu,ng �st in der VN-Charta verankert und wird von Israel und den 
Arabischen Staaten stets angerufen. Sein letzter Absatz aus der KSZE-Schlußakte ist gerade 
im nahöstlichen Kontext von besonderer Aktualität. In ihm garantieren die KSZE-Teilnehmer­
staaten einander, sich ''der direkten oder indirekten Unterstützung terroristischer Tätigkeiten 
oder subversiver oder anderer Tätigkeiten (zu) enthalten, die auf den gewaltsa�en Umsturz 
des Regimes eines anderen Teilnehmerstaates gerichtet sind. 11

Das Prinzip der Zusammenarbeit zwischen den Staaten öffnet die Perspektive für Bereiche der 
' 

zwischenstaatlichen Beziehungen jenseits der schwierigen Sicherheitsthematik und der dahin-
terliegenden grundsätzlichen Differenzen und e1·1nöglicht dadurch, den Nutzen gutnach­
barlicher Beziehungen kennen- und schätzen zu lernen. 

Schließlich ist auch das Prinzip der Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen nach Treu 
und Glauben, wie es als X. Prinzip in der Schlußakte von Helsinki enthalten ist, dazu geeignet, 
in das Abschlußdokument einer KSZNO aufgenorrunen zu werden, da alle Konfliktparteien im 
Nahen Osten die genaue Beachtung von Verträgen, wenn sie erst einmal ges_chlossen sind, 
außerordentlich wichtig nehmen. 

Demgegenüber könnte es zu einer Blockierung des gesamten Vorhabens führen, wollte man 
schon für die erste Konferenzrunde auf der Einigung über so kontroverse Prinzipien wie sou­
veräne Gleichheit der Staaten, Unverletzlichkeit der Grenzen, territoriale Integrität und Selbst­
bestimmung der Völker wie auch auf einer inhaltlichen Festlegung der Menschenrechtskriteri­
en wie Gedanken-, Gewissens- und Glaubensfreiheit bestehen. 

Gerade im Bereich der Menschenrechte bedarf es eines behutsamen interkulturellen Dialogs, 
der weder von den übrigen Themen der KSZNO überschattet noch der Gefahr ausgesetzt wer­
den sollte, zum Gegenstand eines bargaining-Prozesses mit anderen Themenbereichen zu wer­
den. Jedoch könnten Regelungen, die von der KSZE 1990 in Kopenhagen für Nationale Min-

.,,,,,.. 



derheiten formuliert wurden, daraufhin überprüft werden, inwieweit sie sich zur Entscharfung
voninterethnischen Konflikten in der Region übernehmenlassen.

Die KSZNO wäre überdies bei der Vereinbarung von Vertrauensbildenden Maßnahmen gut
beraten, sich - wie die KSZE - am Anfang auf freiwillige Manöverinformationen und den Aus-
tausch von Beobachtern zu beschränken und die Verhandlungen nicht mit Problemen mili-
tärischer "hardware" zu überfrachten. Da das Interesse der einzuladenden Konferenzparteien
an einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit unterschiedlich groß ist, käme es in diesem Bereich
vor allem darauf an, hierfür durch die endgültige Beendigung von Boykotten und ähnlichen
Restriktionen Möglichkeiten zu schaffen. Hieraus könnte sich auch der Bedarf nach Vereinba-
rungen über Erleichterungen beim grenzüberschreitenden Tourismus und Informationsaus-
tausch ergeben, die später vielleicht zu ähnlich umfassenden Regelungen wie denen der
Menschlichen Dimension der KSZE/OSZEführen.

ok

Die Zusammenarbeit der beiden Autoren an diesem Report geht auf einen Vortrag zuriick, den
Götz von Groll am 13. März 1996 unter dem Titel "Möglichkeiten der Übertragung von Er-
fahrungen der KSZE für die Konfliktzone Nahost" in der von Berthold Meyer geleiteten 6.
sicherheitspolitischen Frühjahrsakademie der HSFK "Unruhezone Mittelmeer" gehalten hat.
Beide Autoren habensich seit den Anfängen der KSZE mit diesem Konferenzprozeß befaßt: .

Götz von Groll war von 1971 bis 1977 im Auswärtigen Amt Koordinator der Bundesregierung
für die KSZE. Er nahm in dieser Zeit an allen KSZE-Konsultationen, der Ausarbeitung der
KSZE-Schlußakte in Genf sowie an der KSZE-Außenminister- und Gipfelkonferenz in Hel-
sinki teil und war 1977 Delegationsleiter der Bundesrepublik Deutschland bei der Vorberei-
tung des 1. KSZE-Folgetreffens in Belgrad.

Berthold Meyer nahm in den siebziger Jahren an verschiedenen, die Anfänge der KSZEbeglei-
tenden, internationalen Konferenzen der politischen Jugendverbändeteil. Seit 1981 bearbeitet
er in der HSFK wissenschaftliche Projekte zur KSZE/OSZEund zur europäischen Sicherheit.
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I. Einleitung: Kann ein multilaterales Konferenzforum den nahöstlichen
Friedensprozeß wiederbeleben?

Mit der Wahl Benjamin Netanjahus zum israelischen Ministerpräsidenten ist insbesondere unter 
den arabischen Nachbarn die Sorge gewachsen, der Friedensprozeß im Nahen Osten könnte 
noch mehr ins Stocken geraten oder gar scheitern. Allerdings sprechen sowohl der Wahlkampf 
wie auch das knappe Wahlergebnis vom 29. Mai 1996 dafür, daß bei einem Ausgang zugun­
sten von Schimon Peres ebenfalls keine raschen Fortschritte in Richtung auf eine Erweiterung 
der palästinensischen Autonomie oder eine Einigung zwischen Israel und Syrien über den Ga­
lan zu erwarten gewesen wären. Im Gegenteil: Hätten die Wähler den Likud-Block abertnals in 
die Opposition geschickt, so hätte dies dort die Hardliner gestärkt und den Handlungsspiel­
raum einer neuen, zweifellos ebenfalls nur mit knapper Mehrheit ausgestatteten Regierung 
Peres weiter eingeengt. Demgegenüber könnte Netanjahu ähnlich wie seine Vorgänger aus 
dem Likud Begin oder Schamir dann, wenn es ihm gelingt, neue Vereinbarungen mit den Pa­
lästinensern oder den arabischen Nachbarn zu treffen, diese auch ratifizieren. Als direkt ge­
wählter Ministerpräsident könnte er zum einen sogar noch leichter den rechten Flügel seiner 
eigenen Partei wie auch seine ultrakonservativen Koalitionspartner damit unter Druck setzen, 
daß er ihnen mit einer Neuauflage der Koalition der Nationalen Einheit drohte, zum anderen 
kann er ohnehin ziemlich sicher sein, von seiten der Arbeiterpartei bei weiteren Schritten auf 
dem Weg ''Land für Frieden'' keine Steine in den Weg gelegt zu bekommen. 

Die ersten Reaktionen der Araber lassen erhebliches Mißtrauen gegenüber Netanjahu und sei­
ner Koalitionsregierung erkennen. Doch der Gipfel der Arabischen Liga vom 22./23. Juni 1996 
zeigte auch, daß diejenigen Länder, die bereits Friedensverträge mit Israel geschlossen haben, 
diese nicht aufs Spiel setzen. wollen. Selbst Syrien, dessen Verhandlungen mit Israel schon seit 
Monaten auf Eis liegen, will keine neuen Schärfen in den Prozeß hineinbringen. Nachdem Ne­
tanjahu sich einerseits dazu bekannt hatte, die von Israel abgeschlossenen Verträge und Ver­
einbarungen einhalten und keine neuen Siedlungen in den besetzten Gebieten errichten zu 
wollen, andererseits aber auch erklärt hatte, weder bereit zu sein, die Golan-Höhen an Syrien 
zurückzugeben noch einen Staat Palästina, gar mit Ost-Jerusalem als Hauptstadt, zu akzeptie­
ren, machten die Araber auf ihrem Gipfel deutlich, daß sie keine Alternative zu der ·Forrnel 
''Land für Frieden'' sehen. Ein umfassender und gerechter Frieden sei nur auf der Grundlage 
der UN-Resolutionen 242, 338 und 425 und einem vollständigen Rückzug Israels aus den be­
setzten Gebieten möglich. In der Abschlußerklärung von Kairo wird außerdem die von Netan-
jahu ebenfalls angekündigte Erweiterung israelischer Siedlungen in den besetzten Gebieten 
abgelehnt, der Frieden als ''strategische Option'' beschrieben, die von allen Beteiligten eine 
Verpflichtung nach den Grundsätzen des Völkerrechtes verlange, und eine Unterstützung des 
in Madrid begonnenen arabisch-israelischen Friedensprozesses durch dessen Co-Sponsoren 
USA und Rußland sowie durch die internationalen Organisationen auf der Grundlage der bis­
her erreichten· Vereinbarungen gefordert.1 Darüber hinaus konnten sich die gemäßigten arabi-

1 Vgl. FAZ v. 24. 6. 1996, S. 7. 
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sehen Länder offenbar dahingehend durchsetzen, der neuen israelischen Regierung bis zum 
September Zeit zu gewähren, auf den Weg des Friedensprozesses zurückzukehren. Insgesamt 
kann der panarabische Gipfel von Kairo insofern als Versuch gewertet werden, kein Öl ins 
Feuer zu gießen, um die Vorteile, die sich die arabischen Nachbarn Israels in den letzten Jahren 
von einer Befriedung der Region versprochen haben, nicht aufs Spiel zu setzen. 

Dieses in der Sache bestinunte, im Ton moderate Verhalten der arabischen Seite erleichterte es 
Netanjahu, nachdem er den offenbar sehr schwierigen Regierungsbildungsprozeß abgeschlos„ 
sen und seinen Antrittsbesuch beim wichtigsten Verbündeten Israels in Washington absolviert 
hatte, am 18. Juli zu einem ersten offiziellen Treffen mit Präsident Hosni Mubarak nach Kairo 
zu reisen. Allerdings war dies nicht das erste arabisch-israelische Gespräch nach dem Regie­
rungswechsel. Vielmehr führte Jordaniens Ministerpräsident Abdal Karim al Kabariti schon am 
Tage zuvor in Tel Aviv eine zweistündige Unterredung mit Netanjahu.2 Beide Treffen wie 
auch die wenig später, am 22. Juli, erfolgte erste Begegnung zwischen dem israelischen Au­
ßenminister David Levy und dem Präsidenten des palästinensischen Autonomierates Yassir 
Arafat im Gaza-Streifen3 können zwar als Zeichen dafür gewertet werden, daß es inzwischen 
auch Israels neuer Regierung angeraten erscheint, den Dialog mit den Arabern wieder aufzu­
nehmen. Jedoch nicht nur die Meldungen über den Inhalt der Gespräche, sondern auch die 
recht heftigen Reaktionen innerhalb der israelischen Koalitionsparteien auf Levys Handschlag 
mit Arafat lassen erkennen, daß zumindest die israelische Seite noch weit davon entfernt ist, 
den Friedensprozeß neu zu beleben. 

Im internationalen Umfeld zeichnet sich hierfür jedoch eine Rollenverteilung für die nächste 
Zeit ab: Der amerikanische Außenminister Christopher sowie sein französischer Amtskollege 
de Charette sondieren als Pendeldiplomaten das nahöstliche Terrain, und auch die Bundesre­
gierung ist in ''stiller Diplomatie'' darum bemüht, Steine aus dem Weg zu räumen.4 Ägyptens 
Präsident sieht sich mehr und mehr in der Rolle des innerarabischen Koordinators und tritt 
auch dem Westen gegenüber als Sprecher der arabischen Welt auf.5 Zugleich zeigen der Be­
such Kabaritis in Tel Aviv und ein für den 19. Juli geplantes und dann kurzfristig verschobenes 
Treffen Netanjahus mit König Hussein in Amman, daß Jordanien das Land sein wird, das auf 
der Grundlage des noch unter Itzhak Rabin und Schimon Peres am 26. Oktober 1994 abge­
schlossenen Friedensvertrages und seiner Nachfolgevereinbarungen am stärksten auf die Ent­
wicklung gutnachbarlicher Beziehungen mit Israel drängen wird. 

2 

3 

4 

5 

Vgl. FAZv. 22.7.1996, S. 2. 

Vgl. FAZ v. 24.7.1996, S. 1. 
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Der vom Bonner Kanzleramtsminister Schmidtbauer verrr1ittelte Austausch von Gefallenen und Gefan­
genen zwischen Israel und der Hizbullah (vgl. FAZ v. 22. 7. 1996, S. 4) könnte längerfristig dazu bei­
tragen, die den Libanon seit Jahren immer wieder in Mitleidenschaft ziehende Abfolge von Terror und 
Gegengewalt zu beenden und zugleich dem die Hizbullah unterstützenden Iran die Möglichkeit eröff­

nen, sich als konstruktives Mitglied der Nahost-Region zu erweisen. 

In dieser Rolle sieht er sich auf seinem Besuch in Washington am 27./28. Juli 1996; vgl. FAZ v. 
27.7.96, S. 2. 



Dies hat verschiedene Gründe: König Hussein gilt unter den arabischen Führern als der enga-
gierteste Befürworter einer Zusammenarbeit mit Israel; Jordanienteilt sich mit dem westlichen
Nachbarn die Lebensader des Jordanwassers und ist schon allein deshalb auch auf gute.Nach-
barschaft angewiesen; es verspricht sich aber vor allem eine Friedensdividende in Form von
westlicher Wirtschaftshilfe und Schuldenerlaß.® Netanjahu hat seinerseits keine Berührungs-
probleme gegenüber Jordanien. Da frühere Likud-Regierungen das Land aufgrund seines ho-
hen palästinensischen Bevölkerungsanteils als den schon existierenden Palästinenserstaat ansa-
hen’, könnte die israelische Regierung versucht sein, mit demonstrativ guten Beziehungen zu
Jordanien einen fortdauernden Stillstand bei der Umsetzung der Autonomievereinbarungen mit
der PLO zu überdecken. Allerdings kann sich die jordanische Regierung aus eigenem Interesse
nicht in dieser Weise instrumentalisieren lassen.

Israel und Jordanien haben in den vergangenen eineinhalb Jahren immerhin schon mit einigem

Erfolg begonnen,denbilateralen Teil ihres Friedensvertrages umzusetzen® und damit ein trag-
fähiges Fundament für weitere Maßnahmen gelegt. Die Friedensvereinbarungenenthielten je-

doch auch einen multilateralen Teil, dessen Verwirklichung noch aussteht. In ihm verpflichten

sich die beiden Parteien "zur Schaffung einer Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit

im Nahen Osten (KSZNO)". Die Verpflichtung umfaßt die Übernahme regionaler Sicher-

heitsmodelle, die in der Ära nach dem Weltkrieg (in Verfolgung des Vorbilds des Helsinki-

Prozesses) erfolgreich umgesetzt wurden und zu einer regionalen Zone der Sicherheit und

Stabilität führten."?

Eine solche Selbstverpflichtung mag insofern überraschen, als beide Staaten seit 1991 an dem

Madrider Friedensprozeß beteiligt sind, der in Ansätzen der KSZE nachgebildet wurde (s.

Kap. II, 2.1). Die Idee zu dem neuen Konferenzvorhaben geht zweifellos auf den jordanischen

Kronprinzen EI Hassan zurück, der schon zur Zeit des Zweiten Golfkrieges ein detailliertes

Konzept für eine KSZNO vorgelegt hatte.!0 Es ist aber anzunehmen, daß diese Passage von

der damaligen israelischen Regierung mit demselben Ernst in den Vertrag aufgenommen wur-

6 Vgl. Ferhad Ibrahim, Jordanien nach dem Friedensschluß mit Israel, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,

B 18/96 v. 26. April 1996, S. 16.

7 Dies wurde von der Haschemitendynastie als Angriff auf ihre politische Legitimation bewertet, mit der

Folge, daß sie den Friedensvertrag als israelische Anerkennungihrer Herrschaft betrachten, vgl. ebenda,

S. 13.

8 Vel. zur Übersicht hierüber Erhard Franz, Jordanien, die palästinensischen Gebiete und Israel: Sicher-

heitspolitik durch Wirtschaftsintegration? in S+F, Jg. 14, Heft 2, 1996, S. 98 ff.

9 Friedensvertrag zwischen dem Staat Israel und dem Haschemitischen Königreich Jordanien, unter-

zeichnet in Ein Evrona am 26. 10. 1994, Art. 4, Ziffer 1, zit. nach Internationale Politik, 50. Jg., Nr. 7,

Juli 1995, S. 88.

10 Vgl. Das jordanische Konzept einer KSZNO. Basierend auf einem Statementdes jordanischen Kron-

prinzen El Hassan bin Talal sowie seines umfassenderen Konferenzpapiers, in: OMZ 6/1991, S. 308-

311.
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de.II Jedoch ist nichts daruber bekannt, ob von den beiden Vertragsparteien versucht wurde, 
diesen Teil ihres Abkommens auch zu verwirklichen. 

Ob dies unterblieb oder scheiterte, soll hier nicht weiter interessieren. Vielmehr wollen wir als 
Autoren, die sich seit den Anfängen des Helsinki-Prozesses auf unterschiedlichen Ebenen in­
tensiv mit der KSZE befaßt haben, im folgenden untersuchen, ob es sinnvoll ist, zusätzlich 
oder alternativ zu dem zäh und manchmal gar nicht vorankorrunenden Madrider Friedenspro­
zeß sowie der vor wenigen Monaten von der Europäischen Union initiierten Mittelmeerkonfe­
renz, die auch einen Teil der Nahost-Region umfaßt, eine KSZNO ins Leben zu rufen. Pa die 
Verfasser des israelisch-jordanischen Planes offensichtlich das ''Erfolgsmodell'' der KSZE im 
Auge hatten, wollen wir fragen, welche Lehren aus dem KSZE-Prozeß gezogen werden soll­
ten, um zu vermeiden, daß der gegenwärtige Stillstand der Friedensbemühungen nicht nur 
durch zusätzliche diplomatische Aktivitäten kaschiert wird. In diesem Zusammenhang wollen 
wir zunächst die Voraussetzungen für das Zustandekommen und die Bedingungen für den Er­
folg der ''alten'' KSZE mit der gegenwärtigen Lage im Nahen Osten vergleichen. Sodann wer­
den wir sowohl die Frage der Zusammensetzung eines multilateralen Konferenzrahmens für 
einander zumindest mit abgrundtiefem Mißtrauen begegnende Teilnehmer wie auch die Ver­
fahrensfragen und die möglichen Inhalte einer KSZNO vor dem Horizont der Erfahrungen des 
KSZE-Prozesses näher betracht.en .. 

Dabei gelangen wir, um dieses Ergebnis vorwegzunehmen, unbeschadet aller vorhandenen 
Schwierigkeiten zu der Auffassung, daß in der Einberufung eines neuen multilateralen Forums 
eine Chance für den Verhandlungsfrieden im Nahen Osten liegen könnte. Denn anders als 
1991, als unter dem Eindruck des Golfkrieges nicht nur vom jordanischen Kronprinzen El 
Hassan, sondern auch von etlichen Politikern und Friedensforschern 12 über eine KSZNO nach-
gedacht wurde, haben sich in der Zwischenzeit die Voraussetzungen hierfür aufgrund derbe­
reits abgeschlossenen Friedens- und Autonomievereinbarungen, die die Isolation Israels in der 
Region aufgehoben haben, erheblich gebessert. Die Zeit für eine KSZNO reift heran. Daher 
dürfte unser Versuch, auf der Grundlage der Erfahrungen mit dem KSZE-Prozeß die Möglich­
keiten einer KSZNO auszuloten, nicht zuletzt für alle die Länder von Interesse sein, die unse­
res Erachtens an einer solchen Konferenz beteiligt sein sollten. 

11 

12 

Immerhin hatte Itzhak Rabin während seiner ersten Amtszeit als israelischer Ministerpräsident schon 
1976 bei einem Kongreß der Sozialistischen Internationale in Genf ein der KSZE vergleichbares Vor-­
gehen für den Nahen Osten vorgeschlagen, vgl. Norbert Ropers, Die KSZE und ihre Folgewirkungen„ 
Überblick und Zusammenfassung, in: Jost Delbrück, Norbert Ropers und Gerda Zellentin, Grünbuch zu 
den Folgewirkungen der KSZE, Köln 1977, S. 506, Anm. 33. 

Auf der Seite der Politiker seien besonders hervorgehoben: Willy Brandt, Eine Friedensordnung �r den 
Nahen Osten, in: Europa-Archiv Folge 5/1991, S. 137-142, sowie der Plan des italienischen Außenmi­
nisteriums ''The Mediterranean and the Middle East After the War in the Gulf: The CSCM1

', Ronie, 
March 1991; auf der Seite der Friedensforscher: Harald Müller, Ein Krieg für den Frieden? Bausteine 
für ein ''gemeinsames Haus'' im Nahen Osten, in: Gert Kreil, Bernd W. Kubbig (Hg.), Krieg und Frie­
den am Golf Ursachen und Perspektiven, Frankfurt/M. 1991, S. 158-166; Frank Schimmelfennig, Kon­
ferenzdiplomatie als regionale Friedensstrategie. Läßt sich das KSZE-Modell auf den Vorderen Orient 
übertragen? Hamburger Beiträge zur Friedensforschung und Sicherheitspolitik, Heft 60, November 
1991. 

, 
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II. Die ·voraussetzungen für das Zustandekommen und den Erfolg der
KSZE und die Verhandlungslage im Nahen Osten

•• 

1. Grenzen der Ubertragbarkeit des ''KSZE-Erfolgsmodells'' auf die Nahost-Region

1.1 Der Weg nach Helsinki war lang und dornenreich 

Als es vor fünfundzwanzig Jahren darum ging, von deutscher Seite aus ein Konzept für eine 
europäische Sicherheitskonferenz, die spätere KSZE, zu entwickeln13 , gab es ein ähnliches 
Problem zu lösen, wie es heute die dafür zuständigen Beamten in Israel und Jordanien zu be­
wältigen haben: Das Konferenzvorhaben wurde von der Mehrzahl der betroffenen Staaten 
skeptisch beurteilt, während sich die Bundesregierung anläßlich der Unterzeichnung des Mos­
kauer Vertrages am 12. August 1970 ebenso wie die Regierung der Sowjetunion in einer poli­
tischen Absichtserklärung verpflichtet hatte, alles von ihr Abhängende für die Vorbereitung 
und erfolgreiche Durchführung einer ''Konferenz über Fragen der Festigung der Sicherheit und 
Zusa1nmenarbeit in Europa'' zu tun. 14

Den Gedanken einer solchen Konferenz hatte die Sowjetunion in der Anfangsphase des Kalten 
Krieges bei einer Außenministerkonferenz der vier Siegermächte 1954 zum ersten Mal vorge­
bracht, als ihr klar geworden war, daß ihre Versuche, einen Friedensvertrag für Deutschland 
durchzusetzen, von den drei Westmächten nicht akzeptiert würden. Die Niederschlagung der 
ungarischen Revolution 1956, Chruschtschows Berlin-Ultimatum von 1958, der Mauerbau 
1961 und die Raketenkrise ein Jahr später, die die Welt hart an die Grenze eines Atomkrieges 
brachte, waren wenig dazu angetan, den Gedanken einer großen Ost-West-Konferenz im We­
sten salonfähig zu machen. 

Dies wurde erst möglich durch die ersten Versuche einer Entspannungspolitik zwischen Ost 
und West, die 1962 mit der Beilegung der Kuba-Krise einsetzten: Die Sowjetunion zog ihre 
Mittelstreckenraketen aus Kuba, die Amerikaner die ihren aus der Türkei zurück. Präsident 
Johnson sprach vom ''Bruckenbau'', Präsident de Gaulle von einer ''Detente, Entente, Coope­
ration'' vom Atlantik bis zum Ural. 

1966 hielt die Sowjetunion die Zeit für gekorru11en, ihren Konferenzplan von 1954 wieder auf­
zunehmen: In der ''Bukarester Erklärung'' schlugen die Warschauer Vertrags-Staaten vor, eine 
''Konferenz über Fragen der Europäischen Sicherheit'' einzuberufen, um Prinzipien der 
''Friedlichen Koexistenz'' zu verabschieden. Zugleich forderten sie darin kategorisch die Aner-

13 

14 

Dem Autor Götz von Groll wurde damals die Leitung des für die KSZE innerhalb der Bundesregierung 
. 

. 

federführenden Referates im Auswärtigen Amt übertragen. 

So niedergelegt in den im sogenannten Bahr-Papier zusammengefaßten Verhandlungsgrundlagen für 
den Moskauer Vertrag vom 12. August 1972, in: Auswärtiges Amt (Hg.), Die Auswärtige Politik der 
Bundesrepublik Deutschland, Köln 1972, S. 765. 
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kennung der europäischen Nachkriegsgrenzen und den Abzug der Besatzungstruppen, boten 
aber auch Elemente der Kooperation an. Als einziger Politiker innerhalb der NATO äußerte 
sich der Außenminister der Großen Koalition, Willy Brandt, positiv zu einer solchen Konfe­
renz, wobei er die Bedingung stellte, daß alle NATO-Partner, also auch die Vereinigten Staa­
ten und Kanada, daran teilnehmen müßten. 

Ende 1967 verabschiedete die NATO den Harmel-Bericht, der sich für Entspannung und Zu­
sammenarbeit mit dem Osten auf der Basis einer glaubwürdigen Verteidigung aussprach. Ein 
halbes Jahr später setzte sie das ''Signal von Reykjavik'', in dem sie sich zu Verhandlungen 
über ''Gegenseitige und ausgewogene Truppenverrninderung'' - :MBFR - mit dem Ziel des mili­
tärischen Gleichgewichts in Europa bereit erklärte. Als kurze Zeit danach · im August 1968 
sowjetische, polnische, bulgarische und DDR-Truppen zur Niederschlagung des Reformkom­
munismus in Prag einrückten, brach der Entspannungsprozeß abrupt ab, aber nicht für lange: 
Mit ihrem ''Budapester Appell'' vom März 1969 schlugen die Staaten des Warschauer Vertra­
ges die Einberufung einer ''Gesamteuropäischen Konferenz'' vor, die westlichen Vorstellungen 
entgegenkam, indem sie auch militärische Aspekte behandeln und durch ein unverbindliches 
Treffen eingeleitet werden sollte. 

Im Mai 1969 schickte darautbin. die finnische Regierung ein Memorandum an alle europäischen 
Staaten, die USA und Kanada, mit dem sie zu einem Vorbereitungstreffen nach Helsinki ein­
lud, und einen ''roving Ambassador'' in die Hauptstädte, der sich nach den Chancen für eine 
solche Konferenz erkundigen sollte. In einem ''Dialog der Kommuniques'' schälte sich allmäh­
lich ein Konsens für eine solche Konferenz heraus, für die die NATO schließlich nur noch 
''Fortschritte'' bei den laufenden Ost-West-Verhandlungen forderte: bei den Strategie Arms 
Limitation Talks (SAL T) zwischen den USA und der Sowjetunion, beim Viermächteabkom­
men über den.Status von Berlin sowie bei den Gesprächen, die die sozialliberale Bundesregie­
rung ab Ende 1969 mit Moskau, Warschau und der DDR aufgenommen hatte. Allerdings hatte 
die NATO noch keine Zusage abgegeben, an einer solchen Konferenz oder ihrer Vorbereitung 
teilzunehmen, als die Bundesregierung im August 1970 im Bahr-Papier dies in der erwähnten 
Fortn vorwegnahm. Die Kritik der NATO war harsch und der Druck auf die Bundesregierung 
groß, ein Konferenzkonzept zu entwickeln, das nicht nur ihren eigenen, sondern den westli­
chen Interessen insgesamt voll Rechnung trug. Ein solches Konzept mußte außerdem im Kon­
text der Europäischen Gemeinschaft abgesti1nmt werden. Zu diesem Zweck wurde ab März 
1971 eine ''Arbeitsgruppe KSZE'' eingerichtet, die ''alle für die Gemeinschaft relevanten 
Aspekte'' des Konferenzprojekts untersuchen sollte. Dazu gehörte, nachdem im Oktober 1972 
das Ziel der ''Europäischen Union'' proklamiert worden war, auch die Zielsetzung, in der 
KSZE-Schlußakte bestehende Grenzen in Europa nicht auf Dauer festzuschreiben, sondern die 
Perspektive für einen ''peaceful change'' als Vorbedingung für eine Aussage zum Prinzip der 
Unverletzlichkeit der Grenzen schriftlich zu verankem. 15

Der Vorbehalt des ''peaceful change'' bot zugleich eine Möglichkeit, den Dissens zwischen der 
Bundesrepublik und den Staaten des Warschauer Vertrages über die Legitimität des zweiten 

15 Vgl. Götz von Groll, Die KSZE und die Europäische Gemeinschaft, in: Delbiiick / Ropers / Zellentin 
(Hg.) (1977), s. 29. 
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deutschen Staates zu überbtiicken und zu den Ostverträgen zu gelangen, ohne die letztlich die 
KSZE nicht eröffnet worden wäre. 

Vergegenwärtigt man sich schon allein das - hier längst nicht vollständig wiedergegebene 
Wechselspiel von kleinen Fortschritten und Rückschlägen auf dem Weg zum Vorberei­
tungstreffen der KSZE am 22. November 1972 in Helsinki, so wird mit Blick auf die Frage, ob 
die KSZE eine Vorbildfunktion für eine KSZNO haben kann, deutlich: Auch wenn mit Hilfe 
des Gaza-Jericho-Abkonunens und des Friedensvertrages zwischen Israel und Jo�danien 
schwere Steine auf dem Weg zu einem umfassenden Frieden im Nahen Osten beiseite geräumt 
wurden, kann die dadurch entstandene Situation nicht als Parallele zu der Lage im geteilten 
Europa des Jahres 1972 angesehen werden. Es wäre deshalb ein Fehler, die in einem mühsa­
men historischen Prozeß erreichten Ergebnisse bis hin zum Organisationsschema und den 
Konfliktverhütungs- und Schlichtungsmechanismen der OSZE einfach der benachbarten Nah­
ost-Region zur Nachahmung zu empfehlen, ohne deren euro-atlantischen Entstehungshinter­
grund und ohne die spezifischen Interessen, die politischen Konstellationen und Machtverhält­
nisse des Vorderen Orients zu berücksichtigen. 

1.2 Die Kriterien für den Erfolg der ''alten'' KSZE 

Um eine Antwort auf die Frage zu finden, ob und inwieweit KSZE-Strukturen und Prozeduren 
auf den Nahen Osten übertragen werden können und sollen, sind zunächst einmal einige Fakto­
ren und Rahmenbedingungen, die für den Erfolg der KSZE maßgeblich waren, 16 näher zu be­
trachten und daraufhin zu untersuchen, ob es vergleichbare Voraussetzungen in der Nachbar­
region gibt. Dies betriffi: vor allem 

-

-

-

-

16 

die Möglichkeit zu einer geographischen Eingrenzung der Region, über die verhandelt 
werden soll, die sicherheitspolitisch Sinn macht und gewährleistet, daß alle in die zur Be­
arbeitung anstehenden Regionalkonflikte involvierten Mächte der Konferenz beiwohn�n; 

die Existenz von ''gewichtigen'' Akteuren, die bereit sind, eine Initiativ- (Sponsoren-) 
oder eine Moderatorenfunktion zu übernehmen; 

die Bereitschaft von regionalen Konfliktparteien, bei ihrer Konfliktbearbeit�ng -auf den 
Einsatz militärischer und anderer Gewaltmittel außer zur Selbstverteidigung zu_ verzich­
ten, aber die künftige Entwicklung insofern als offen zu begreifen, als Grenzen und Ein­
flußzonen aufgrund friedlichen Wandels verändert werden können; 

ein breites Sicherheitsverständnis der Akteure, das kooperatives Handeln zur Erlangung 
gemeinsamer Sicherheit einschließt und es ermöglicht, durch das Schnüren von 
''Paketen'' zu einem komplementären Interessenausgleich zu gelangen; und schließlich 

Vgl. allgemein zum Problem des Modellcharakters der KSZE für andere Regionen Peter Schlotter, Nor­
bert Ropers und Berthold Meyer, Die neue KSZE. Zukunftsperspektiven einer regionalen Friedensstra­
tegie, Opladen 1994, insbes. S. 100·106. 

•
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- - die Bereitschaft, sich auf einen langen Prozeß des schrittweisen Interessenausgleichs, auf
die vertrauensbildende Wirkung nachprüfbarer Vereinbarungen und auf die Rechtferti­
gungszwänge von Implementierungsdebatten einzulassen.

Diese fünf Kriterien fallen bei der Vorbereitung eines Konferenzvorhabens, während seiner 
Durchführung und in der Phase der Umsetzung der erhofften Ergebnisse unterschiedlich ins 
Gewicht. 

1.2.1 Die sicherheitspolitische Ahgrenzbarkeit der Region 

Aufgrund der nach dem Ende des Ost-West-Gegensatzes auch im Nahen Osten komplexer 
gewordenen sicherheitspolitischen Lage ist es nicht möglich, ein der KSZE gleichendes Modell 
nachzubilden, das während ihrer Anfangsphase zwar nominell aus 3 5 Teilnehmerstaaten, von 
der Verhandlungsstruktur her aber aus zwei Bündnissystemen und einer sich erst durch den 
Verhandlungsprozeß selbst zu einer intermediären Gruppe entwickelnden Anzahl neutraler und 
nichtgebundener Staaten bestand. 

Anders als beim Kalten Krieg in Europa haben wir es im Vorderen Orient nicht mit zwei ent­
lang einer zwar nur streckenweise international anerkannten, jedenfalls aber in ihrem gesamten 
Verlauf unzweideutigen Grenze einander mehr oder weniger gleichgewichtig gegenüberste­
henden Mac�tblöcken zu tun, die von je einer Supertnacht geführt werden, und auch nicht mit 
zwei von diesen Einheiten verkörperten miteinander konkurrierenden Wirtschafts- und Gesell­
schaftsmodellen. Schon der über Jahrzehnte die Lage im Nahen Osten dominierende Antago­
nismus zwischen Israel und den Arabern ist ungleich vielschichtiger. Er setzt sich zusarrunen 
aus dem Palästina-Konflikt im engeren Sinne, der als ''territorialisierender'' 17 oder ''territo­
rialisierter''18 Nationalitätenkonflikt anzusehen ist, sowie dem Konflikt zwischen Israel und 
seinen arabischen Nachbarn19 und bis 1989/90 auch aus Anteilen des Ost-West-Gegensatzes. 
Hinzu kommt - vor dem ideologischen Horizont der Fiktion einer arabischen Einheit, die es 
aber in der Tagespolitik nicht gibt20 - noch eine Vielzahl von Konflikten, die sich mit dem is­
raelisch-arabischen Konflikt teilweise überlagern, teilweise aber auch damit nicht berühren. 

17 

18 

19 

20 

Dan Diner, Endogene Konfliktverursachung im Vorderen Orient und die Funktion globaler Einwirkun­
gen, in: Reiner Steinweg (Red.), Konfliktursachen (Friedensanalysen 21 ), Frankfurt/M. 1987, S. 319 . 

. 

Claudia Schmid, Der Israel-Palästina-Konflikt und die Bedeutung des Vorderen Orient als sicherheits-
politische Region nach dem Ost-West-Konflikt, Baden-Baden, 1993, S. 14 ff .. 

Dieser besaß bis zum Ausscheren Ägyptens aus der Anti-Israel-Front durchaus so etwas wie einen-bipo­
laren Charakter, ließ diesen aber hinter sich, nachdem Ägypten als Folge seiner Vertragspolitik mit Is­
rael innerhalb der Arabischen Liga in die Isolation geriet, und veränderte sich im Zuge des Zweiten 
Golfkrieges, als Israel eine Art ''stille Allianz'' mit Ägypten, Saudi-Arabien und Syrien gegen den Irak 
einging, ein weiteres Mal. 

Vgl. dazu Maxime Rodinson, Die Araber, Frankfurt/M. 1981, insbes. S. 137 ff., sowie Volker Perthes, 
Die Fiktion der Einheit: Koalitionen und Konflikte im arabischen Raum, in: Kreil/ Kubbig (1991), S. 
20 ff. 
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Dan Diner unterschied ·Mitte der achtziger Jahre ''strukturell bzw. von Charakter und Intensität 
her ... im Vorderen Orient folgende Konfliktzusa1nrnenhänge ... : 
- Konflikte, die aus 'nation-building' bzw. Landnahme heivorgehen;
- Konflikte, die aus einem Gegensatz zwischen Mehrheit und Minderheit bzw. Minderhei-

ten untereinander eiwachsen; 
- ideologisch aufgeladene Konflikte um säkulare und religiöse politische Selbstver-

ständnisse und Entwürfe, die zwischenstaatlich oder innerstaatlich ausgefochten werden; 
- Konflikte zwischen Regimen, die sich 'fortschrittlich' oder 'konservativ' dünken;
- innerstaatliche Machtkämpfe bzw. gewalttätige Umsturzversuche;
- Konflikte, die aus Einigungsentwürfen bzw. Sezessionsforderungen entstehen, und nicht

zuletzt
- Konflikte, die den zwischenstaatlichen Bereich verlassen und, als 'Terror' bezeichnet, die

politische Unterscheidung von 'innen' und 'außen' in der Staatenwelt unmöglich ma­
chen.1121

Insofern kann der Nahe Osten als ''fragmentierte Konfliktregion'' bezeichnet werden, in der 
überdies die Konfliktparteien und Koalitionen regelmäßig von einem zum anderen Konfliktge­
genstand wechseln,22 ein grundlegender Strukturunterschied zur ''alten'' KSZE. Ein weiterer 
korrunt hinzu: Während sich diese auf das Kleinarbeiten der Ost-West-Konfrontation be­
schränkte, wozu sie nur staatliche Akteure an den Verhandlungstischen von Helsinki und Genf 
versanu�neln brauchte und daher darauf verzichten konnte, die nichtstaatlichen Parteien der 
zum Teil damals schon, zum Teil auch erst während des KSZE-Prozesses virulenten Konflikte 
auf Zypern, in Nordirland sowie im Baskenland und anderswo ebenfalls einzuladen, weil diese 
Auseinandersetzungen gegenüber der Nuklearkriegsgefahr unbedeutend waren, würde eine 
rein zwischenstaatliche KSZNO die dortigen Machtkonstellationen nur unzulänglich erfassen. 
Damit stellt sich aber das Problem, wer die Belange derjenigen Konfliktparteien, die nicht 
staatlich organisiert sind, auf einer solchen Konferenz vertreten soll. Abgesehen davon, daß 
den Organisationen, die behaupten, die Interessen eines der staatenlosen Völker zu vertreten, 
hierfür zumeist eine demokratische Legitimation fehlt - was in einer Region, in der Demokra­
tien ohnehin die Ausnahme sind,23 indes als Aufnahmekriterium kaum taugt, so wie es auch für 
die KSZE eher als Ziel galt-, würde die Vertretung dieser Völker auf einer KSZNO doch er­
heblich dadurch erschwert, daß einige der Organisationen, die beanspruchen, für sie zu spre­
chen, irruner wieder durch die Anwendung von Waffengewalt auf sich aufmerksam machen 
und damit unter das generelle Verdikt der Staatenwelt24 fallen, daß mit Terroristen nicht zu. 
verhandeln sei. 

21 

22 

23 

24 

Diner (1987), S. 312 ff. 

Vgl. Schimmelfennig (1991), S. 14. 

Vgl. hierzu Bassam Tibi, Anke Hauben und Kai W. Dierke, Die Golfregion zmschen Krieg und Ffie ... 
den. Vom Golf-Krieg zu einer Neuordnung des Nahen Ostens, Hannover 1992, S. 100. 

Dies gilt im Kontext der neuen KSZE bzw. OSZE eindeutig auch dort, wo sie sich mit der Minderhei­
tenproblematik befaßt. Im Mandat für den Hohen Kommissar für Nationale Minderheiten heißt es: ''Der 
Hohe Kommissar tritt mit keiner Person oder Organisation, die Terrorismus oder Gewalt ausübt oder öf­
fentlich billigt, in Verbindung und bestätigt nicht den Empfang ihrer Mitteilungen.'' (Helsinki-Doku-
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Allerdings wäre es selbst dann, wenn man sich im großen und ganzen auf die Ebene der Staa­
ten beschränkte und für die Anfangsphase der KSZNO nur bei dem inzwischen durch demo­
kratische Wahlen legitimierten Palästinensischen Autonomierat eine Ausnahme zuließe, nicht 
einfach, Übereinsti1nrnung hinsichtlich der Definition dessen zu erlangen, was zum ''Nahen 
Osten'' zu rechnen ist. Nach der Definition der National Geographie Society gehören dazu die 
Lander Türkei, Syrien, Libanon, Israel, Jordanien, Ägypten, Saudi-Arabien, Jemen, Oman, 
Vereinigte Arabische Emirate, Katar, Bahrein, Kuwait, Irak und Iran, und es wird erwogen, 
auch Zypern dazuzuzählen.25 Demgegenüber wird die ''Islamisch-orientalische Welt'' traditio­
nell als von der Türkei im Norden bis zum Sudan im Süden, von der Westsahara bis zum Iran 
im Osten reichend beschrieben.26 Allerdings gibt es nach der Auflösung der Sowjetunion und 
dem Selbständigwerden der überwiegend zum islamischen Kulturkreis zu zählenden transkau­
kasischen und mittelasiatischen Republiken auch die Überlegung, diese Länder mit zum Vorde­
ren Orient zu rechnen. Claudia Schmid, die so argumentiert, teilt freilich die ''Gesamtregion'' 
dann für die neunziger Jahre in vier große Subregionen auf, die zugleich geographische Kon­
fliktzonen darstellen: Zentralasien, Mashrek (als der eigentliche Nahe Osten), Golfregion und 
Maghreh.27

An diesen Überlegungen wird deutlich, daß es wenig Sinn macht, in der gleichen Weise wie bei 
der ''alten'' KSZE den gesamten Vorderen Orient als eine sicherheitspolitisch zusammenhän­
gende Region zu betrachten. In Kapitel III, 2 soll deshalb erörtert werden, wie bei einer Einla­
dung zur KSZNO vorgegangen werden könnte, um Defizite auszugleichen, die wir bei der 
Zusa1mnensetzung des Teilnehmerkreises des Madrider Friedensprozesses sehen, und um zu 
vermeiden, daß ein eventueller neuer Anlauf aufgrund einer Problemüberfrachtung von vorn­
herein zum Scheitern verurteilt wäre. 

Dies führt zu der Frage, ob und gegebenenfalls welche Länder, die nicht in diesem geographi­
schen Raum liegen, an den Verhandlungstisch einer KSZNO gehören, entweder weil sie mit 
ihm traditionell verbunden sind oder weil sie über ein besonderes (welt-)sicherheitspolitisches 
Gewicht verfügen. Anders als während der Vorlaufphase der KSZE, als die Beteiligung der 
USA von seiten der Sowjetunion erst einmal streitig gestellt worden war, hätte sich, s.olange 
noch der Ost-West-Gegensatz die Konfliktregion des Vorderen Orients überschattete, diese 
Frage für beide Supermächte in gleicher Weise gestellt. Dabei wäre es auf jeden Fall sicher­
heitspolitisch notwendig gewesen, beide Führungsmächte in eine KSZNO einzubeziehen. Nur 
dann wäre es möglich gewesen, durch politisch verbindliche Vereinbarungen für die Zukunft 

25 

26 

27 

ment 1992, Herausforderung des Wandels. Beschlüsse von Helsinki,· II, 25, zit. nach Auswärtiges Amt 
(Hg.), 20 Jahre KSZE 1973--1993, Bonn 1993, S.188). 

Nach Meyers Enzyklopädisches Lexikon, Band 16 (1976) Stichwort ''Naher Osten''. 

Vgl .. Friedemann Büttner und Fred Scholz, Islamisch...arientalische Welt: Kulturtradition und Unter­
entwicklung, in: Dieter Noblen / Franz Nuscheler (Hg.), Handbuch der Dritten Welt, Band 6, Hamburg 
1983, s. 198 ff. 

Vgl. Claudia Schmid. Der Palästinakonflikt: wechselnde Spannungsgrade - veränderte Konstellationen -
neue Friedenschancen? in: Christopher Daase et al. (Hg.), Regionalisierung der Sicherheitspolitik. Ten­
denzen in den internationalen Beziehungen nach dem Ost-West-Konflikt, Baden-Baden, 1993, S. 262 
ff. 
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zu verhindern, daß ihr Konfliktverhalten die Lage in der Region zusätzlich belastete. Nachdem 
dieses Problem jedoch der Vergangenheit angehört, legt die Zusa1runenarbeit der USA mit der 
Russischen Föderation als Co-Sponsoren des Madrider Friedensprozesses (s. Abschnitt 2.1) 
nahe, ihnen bei einer KSZNO andere Rollen als die von gleichrangigen Teilnehmerstaaten zu 
geben, nämlich die von Moderatoren. Ähnliches gilt für die Europäische Union, deren Mit­
gliedstaaten - wie die Einberufung der breit angelegten Mittelmeerkonferenz nach Barcelona 
(s. Abschnitt 2.4) zeigt - zwar ein ausgeprägtes Interesse an ihrer südöstlichen Nachbarregion 
haben, von denen jedoch einige nicht zuletzt aufgrund ihrer kolonialistischen Vergangenheit 
zumindest von Teilen der arabischen Welt mit Mißtrauen angesehen werden, so daß es viel­
leicht sinnvoller wäre, wenn die EU als Ganze und nicht mit ihren fünfzehn Einzelregierungen 
in das Konferenzgeschehen einbezogen wäre. 

1.2.2 Die Übernahme hestimniter Schlüssel-Funktionen 

In der schwierigen Anfangsphase wie auch in den Phasen der Stagnation des KSZE-Prozesses 
waren die Beziehungen zwischen den beiden Führungsmächten USA und Sowjetunion ·zu ge-
spannt, um ein gemeinsames Interesse herauszubilden, das KSZE-Projekt voranzubringen. 
Vielmehr war es neben der Sowjetunion vor allem die Bundesrepublik Deutschland, die bereit 
war, die notwendigen ''Werbungskosten'' für die Initiierung und Aufrechterhaltung dieses Pro­
zesses aufzubringen. ''Mußte diese zur Absicherung ihrer bilateralen Ostpolitik und zur Stabi­
lisierung ihrer prekären Lage an der Schnittstelle von Ost und West schwerwiegende Zuge­
ständnisse hinsichtlich des damaligen territorialen Status quo (insbesondere der deutschen 
Teilung) 'investieren', so wurden von jener zum einen die Abspaltung der Abrüstungsverhand­
lungen ---- FR) vom Helsinki-Prozeß und zum anderen die Unterschrift unter die Menschen­
rechtserklärung des Prinzips VII und die humanitären Vereinbarungen des Korbes III ver­
langt. "28 Daneben trugen vor allem diejenigen Staaten zum Fortgang und Fortschritt des 
KSZE-Prozesses maßgeblich bei, die zwischen den Hauptkontrahenten als ''Brücke'' fungieren 
und ihnen helfen konnten, Kompromisse zu finden. Diese Rolle nahmen neben den neutralen 
und nichtgebundenen Staaten gelegentlich auch kleinere Mitglieder beider Bündnisse wahr. 

Vor Beginn des Madrider Friedensprozesses hatten sich die weltpolitischen Rahmenbedingun­
gen völlig geändert, so daß die USA und in ihrem Schlepptau die damals noch existierende 
Sowjetunion die Initiativ- oder Co-Sponsoren-Funktion übernehmen konnten. Ihre Einigkeit 
im Ziel, über diese Konferenz zur Befriedung der Region beizutragen, verhinderte es danach, 
daß sich den damaligen Blöcken vergleichbare ''Lager'' bildeten. Nichtsdestoweniger besaßen 
beide Mächte dank ihrer traditionellen Verbindungen in gewissem Umfang Möglichkeiten, 
arbeitsteilig Einfluß auf die regionalen Konferenzteilnehmer auszuüben, um den Prozeß über 
die ersten Stockungen hinwegzubringen. 

Die Teile der Nahost-Region betreffende, erst im November 1995 in Barcelona eröffnete und 
daher hinsichtlich ihres Erfolges noch nicht abschätzbare Mittelmeerkonferenz wurde von der 

28 Schlotter / Ropers / Meyer (1994), S. 102. 
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Europäischen Union ins Leben gerufen. Auch bei ihr handelt es sich also um eine Initiatorin, 
die nicht zur Region gehört. Überdies ist allen Beteiligten klar, daß die EU hier nicht aus rein 
altruistischen Motiven aktiv geworden ist, was für den weiteren Prozeß nicht schädlich sein 
muß. Inwieweit jedoch offen zutageliegende Eigeninteressen außerregionaler Mächte für die 
Konsensfindung regionaler Konfliktparteien förderlich sind oder dazu führen, daß solche frem­
de Hilfe als Einmischung zurückgewiesen wird, dürfte von Fall zu Fall unterschiedlich zu be­
werten sein. I1nmerhin könnte ein Erklärungsansatz für die im weiteren Verlauf des Madrider 
Prozesses zu beobachtenden Stagnationen darin liegen, daß das Gewicht der inzwischen weiter 
angewachsenen Zahl der nicht zur Region gehörigen Beteiligten überproportional geworden ist 
(s. Abschnitt 2.1 ). 

Demgegenüber kann die bisherige Fehlanzeige bei der Umsetzung des israelisch-jordanischen 
Vorhabens der KSZNO auch darauf zurückzuführen sein, daß keine der beiden Regional­
mächte über das notwendige Gewicht in der Region verfügt, um eine derartige Konferenz ins 
Leben zu rufen. Wahrscheinlich ist Ägypten gegenwärtig der einzige Staat aus dem Nahen 
Osten, der gleichermaßen als Initiator wie in einer Brucken- oder Moderatorenfunktion von 
allen anderen Teilnehmern akzeptiert werden würde. 

Das heißt nicht, daß Außenstehende wie die USA, die Europäische Union und die Russische 
Föderation abseits stehen sollten. Aber wenigstens die westlichen Staaten sollten sich darüber 
im klaren sein, daß ihre Vorstellungen von einem nahöstlichen Frieden nur sehr partiell mit 
denen der unmittelbar Betroffenen übereinstimmen.29 Sie täten daher sich und dem Frie­
densprozeß wahrscheinlich den besten Dienst, wenn sie sich im Hintergrund als Mode�atoren 
bereithalten, um sowohl während der Vorbereitung wie während der Konferenz bei Bedarf 
gute Dienste zu übernehmen. Dies würde auch das Risiko vermindern, daß sich die verschie­
denen gutmeinenden Außenstehenden wechselseitig zu überbieten trachten und dadurch die 
Konfliktparteien daran hindern, ein Bewußtsein zu entwickeln, daß es ihre Konferenz ist, die 
sie zum Erfolg führen wollen. 

1.2.3 Die Bereitschaft zu Ge1valtverzicht und friedlichem Wandel 

Für das Zustandekommen der bi- und multilateralen Entspannungspolitik in der KSZE-Region 
war von zentraler Bedeutung, daß schon vorher alle Beteiligten zu der Einsicht gelangt waren, 
''daß jeder Versuch, den Status quo mit militärischen Mitteln zu verändern, zur (nuklearen) 
Katastrophe geführt hätte. Darüber hinaus hatten beide Seiten während des Kalten Krieges die 
kostspielige Erfahrung satnmeln müssen, daß es auch mit anderen Strategien, wie z.B. Kon­
frontation oder 'Eindämmung', nicht möglich war, den territorialen und systempolitischen .Sta­
tus quo zu verändern. 1130 Das bedeutete zwar nicht, daß die Option der Veränderung aufgege­
ben wurde, vielmehr setzte das westliche Konzept des ''Wandels durch Annäherung'' gerade 

29 

30 

. 

Vgl. hierzu Volker Perthes, Integration oder Trennung? Die Logiken des nahöstlichen Friedensprozes ... 
ses, in: Internationale Politik, Heft 7/1995, S. 55 ff. 

Schlotter / Ropers / Meyer ( 1994 ), S. 101. 
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darauf, durch die systemiibergreifende Kooperation im Osten Veränderungen voninnen her zu
ermöglichen.

War im Ost-West-Verhältnis das nukleare Risiko mit dafür ausschlaggebend, daß der Kalte
Krieg in eine Ara der Entspannung überführt werden konnte, so bedurfte es offenbar erst der
Folge mehrerer heißer Kriege zwischenIsrael und seinen unmittelbaren Nachbarn am Ende des
Oktoberkriegs von 1973, um den Arabern klar werden zu lassen, "daß die von Israel besetzten
Gebiete nicht militärisch zurückzuerobern sind."31 Diese Einsicht erlaubte es danach aber nur
Agypten, das kein Interesse daran hatte, mit dem von Palästinensern bewohnten Gaza-Streifen
auch den Palästina-Konflikt zurückzubekommen, einen Separatfrieden mit Israel abzuschlie-
Ben, in dem es die Sinai-Halbinsel zurückerhielt.?? Demgegenüber waren und sind zum Teil
noch immerdie Interessen der anderen Nachbarstaaten Jordanien und Libanon (und damitindi-
rekt auch Syrien) zu eng mit dem Palästinenserproblem verwoben, um ebenfalls zu getrennten

Vereinbarungen zu gelangen, bevor sich wenigstens ein Ansatz zur Regelung der Palästinafra-
ge zeigte.

Inzwischen gibt es zwischen Israel und mehreren arabischen Konfliktparteien immerhin Ge-

waltverzichtserklärungen, so zum ersten Mal im II. Sinai-Abkommen vom 1. September

197533 und in jüngster Zeit in der Prinzipienerklärung zum Gaza-Jericho-Abkommen*4 und im
Israelisch-Jordanischen Friedensvertrag?>, ohne daß damit jedoch insgesamt schon eine Situa-

tion ohne direkte Gewaltanwendung in der Region entstanden wäre, die mit der in der KSZE-

Region der siebziger und achtziger Jahre vergleichbar wäre. Gewaltanwendung spielt sowohl

in den israelisch-palästinensischen Auseinandersetzungen (insbesondere mit Hamas und Hizbul-

lah), wie in anderen Teilregionen des Nahen Ostens (insbesondere überall, wo es um die Kur-

denproblematik geht) auf der Ebene unterhalb zwischenstaatlicher Beziehungen in der Gestalt

des Terrorismus eine Rolle und ist auf dieser Ebene schwerlich im Vorlauf einer KSZNO auf

dem Wege von Verzichtserklärungen zu lösen. Bemühungen umeinenfriedlichen Wandel wird

jedoch schnell der gesellschaftliche Boden entzogen, wenn neue Anschläge, wie die Abfolge

von Terror und Gegengewalt im Frühjahr 1996 zeigt, auch langjährige Bemühungen, zueinem

"modus vivendi" zu gelangen, schnell zunichte machen.

3l Schmid (1993), S. 16.

32 Die Vereinbarungen von Camp David vom September 1978 umfassen neben dem Vorbereitungsdoku-

mentfiir den Friedensvertrag vom 26. Marz 1979 einen "Rahmenfiir den Frieden im Nahen Osten", der

gesonderte Verhandlungen zwischen "Ägypten,Israel, Jordanien und Vertreter(n) des palästinensischen

Volkes... über die Lösung des Palästinenser-Problemsin all seinen Aspekten ... in drei Phasen"vorsah,

mit dem Ziel, den Bewohnern des Gaza-Streifens und der Westbank "völlige Autonomie" zu gewähren

(vgl. Europa-Archiv, Folge 2/1979, S. D47£f.).

33 Vgl. den Textauszug in Rolf Tophoven, Der israelisch-arabische Konflikt, 4. aktualisierte Aufl., Bonn

1990, S. 104.

34 Vgl. Europa-Archiv, Folge 24/1993, S, D 521 ff.

35 Friedensvertrag vom 26. Oktober 1994, Präambel und Artikel 2, in: Internationale Politik 7/1995, S.

86ff.
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1.2.4 Die Verknüpfung komplenientärer Interessen mit dem Ziel gemeinsamer Sicherheit 

Vor allem während der Genfer Verhandlungen zur Vorbereitung der Schlußakte von Helsinki 
war es für den Interessenausgleich zwischen West und Ost von zentraler Bedeutung, daß 
''Pakete'' unter Einschluß von weit über den Sicherheitsbereich hinausreichenden Sachgebieten 

• 

zusarrunengeschnürt werden konnten, weil sich die Zielsetzungen der Beteiligten in diesen Fra-
gen komplementär verhielten: Der Osten erstrebte neben der Anerkennung des territorialen 
Status quo eine Effizienzsteigerung seiner Wirtschaft durch Kapital- und Technologieimporte 
aus dem Westen. Der Westen wollte die sowjetische Außenpolitik, die für so viele Krisen und 
Konflikte nach dem 2. Weltkrieg verantwortlich gewesen war, in vereinbarte _Verhaltensregeln 
einbinden, aber auch für Menschen und Inf 01·1nationen eine größere Freizügigkeit erreichen 

- und hatte natürlich auch daran Interesse, sich die östlichen Märkte zu erschließen, wofür al­
lerdings die Vereinbarungen des Korbes II der KSZE relativ marginal blieben. Alles zusam­
mengenommen erleichterte dies die ''für den KSZE-Prozeß . . . charakteristischen interessen­
ausgleichenden Kompromisse und das 'Kleinarbeiten' des Gesamtkonfliktes. 1136

Dieser Vorgehensweise der KSZE-Teilnehmerstaaten lag insofern von Anfang an auf den ver­
schiedenen Seiten wenigstens rudimentär die Einsicht zugrunde, daß Sicherheit im Atom­
zeitalter nicht mehr gegeneinander ertüstet, sondern nur gemeinsam erreicht werden könne. 
Insofern gehörte die Suche nach Feldern, auf denen parallel zur unmittelbaren Konfliktbearbei­
tung kooperatives Verhalten eingeübt und blockübergreifende Beziehungsmuster entwickelt 
werden konnten, die über künftige Krisensituationen hinweg zu bewahren für beide Seiten ein 
hoher Wert sein würde, zumindest im Westen ein mit dem Streben nach Sicherheit unlösbar 
verbundener Bestandteil des Konferenzkonzeptes. 

Ohne Zweifel -gibt es eine Fülle von Themen oder Problemfeldern, die entweder für alle oder 
für einige der möglichen Teilnehmer einer KSZNO von gemeinsamem Interesse sein und ver­
nünftigerweise auch gemeinsam bearbeitet werden könnten. Etliche von ihnen, von der Was­
ser- und Energieversorgung über Infrastrukturmaßnahmen im Verkehrswesen bis hin zum 
Tourismus und zur Industrialisierung, sind auch schon Gegenstand der multilateralen Arbeits­
gruppen des Madrider Prozesses wie der Mittelmeerkonferenz (s.u.). Allerdings ist das Inter­
esse der arabischen Staaten an assoziativen Lösungen, wie sie westlicher Friedenslogik ent­
sprechen und teilweise auch von Israel vertreten werden, nicht sehr ausgeprägt, was nicht zu­
letzt mit Befürchtungen zusammenhängen dürfte, daß Israels dominierende Stellung hierdurch 
ausgebaut werde.37 Um auf diesen Gebieten Fortschritte zu erreichen, bedürfte es zwar nicht 
unbedingt der Einberufung einer KSZNO. Sie könnte jedoch nützlich sein, um für gemeinsame 
Vorhaben auf den genannten Feldern - vergleichbar mit den Allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen - Vereinbarungen über einen von den jeweils Beteiligten oder allen Parteien geteilten Ver­
haltenskodex im politischen oder gar militärischen Bereich zu diskutieren und zu verabschie-
den. 

36 

37 

Ebenda, S. 105. 

Vgl. Perthes (1995), S. 55 ff. 
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1.2.5 Die Bereitschaft, sich aufeinen längeren Prozeß einzulassen

Wenn von einem Vorbildcharakter der KSZE die Redeist, sollte in diesem Zusammenhang
daran erinnert werden, daß in den frühen Abschlußdokumenten der KSZE Unverbindlichkeit
und Freiwilligkeit dominierten. Die Teilnehmerstaaten erteilten ihren Delegationen erst am
Ende des Zweiten Folgetreffens von Madrid 1983 das Mandat, die künftig auszuarbeitenden
Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmensollten "militärisch bedeutsam", "politisch
verbindlich" und von "angemessenen Formender Verifikation" begleitet sein. Selbst die in den
Jahren danach getroffenen Vereinbarungenblieben politische Absichtserklärungen underlang-
ten keine völkerrechtliche Gültigkeit. Allerdings erklärten die Teilnehmerstaaten schon in der
Schlußakte von Helsinki ihre Bereitschaft, den durch die KSZE eingeleiteten multilateralen
Prozeß zum Zwecke eines "vertieften Meinungsaustauschs" über die Durchführung der Be-
stimmungen der Schlußakte und die Ausführung der von der Konferenz definierten Aufgaben
fortzusetzen. Diese Formulierung bildete die Grundlage für die Folgetreffen und die sie jeweils
einleitenden Implementierungsdebatten. Der daraus hervorgegangene Dauerdialog überstand
Phasen erbitterter Kontroversen innerhalb dieser Debatten selbst wie auch der erneuten Ost-
West-Konfrontation ganz allgemein. Der Prozeßcharakter erlaubte es der KSZE, ihr Konfe-
renzprofil den Veränderungen der Rahmenbedingungen jeweils anzupassen, ohne auf die be-
reits erreichten Verständigungen verzichten zu müssen, die im wechselseitigen Interesse la-

gen.38

Dabei verdankte die KSZE-Diplomatie ihren Erfolg einem kurz- und einem langerfristigen
Wirkungsmechanismus: "Der kurzfristige beruhte auf der Stabilität und dem Gewicht der in-

teressengeleiteten Kompromisse und 'package deals’. Je mehr Gewinn eine Seite aus solchen

Vereinbarungen zog, desto größer war ihre Bereitschaft auch Nachteile zu akzeptieren. Der

langfristige... läßt sich stichwortartig mit der These von der'realitätsstiftenden Kraft des Sym-

bolischen' umschreiben: Der mit dem KSZE-Prozeß entwickelte Fächer an Verhaltensregeln,

Absichtserklärungen und praktischen Empfehlungen für alle möglichen Beziehungsfelder schuf

allmählich eine gesamteuropäische Kultur der Konfliktregelung und Kooperationsförderung,

der sich die Teilnehmerstaaten um so weniger entziehen konnten,je länger dieses Regelwerk in

Kraft war und je häufiger es bei Implementierungsdebatten und realen Problemlösungen im

Ost-West-Konflikt herangezogen wurde."3?

Diese Entwicklung war, als der KSZE-Zug auf die Schiene gesetzt wurde, weder zwingend

noch voraussehbar. Insofern wäre es vermessen, vorhersagen zu wollen, daß sich eine nahöst-

liche Kultur der Konfliktregelung und Kooperationsförderung in einem ähnlichen Zeitraum

entwickeln würde, wenn es denn zu einer KSZNO käme. Auch zeigen ja die Ausbrüche aus

dem gesamteuropäischen Normen- und Konfliktregelungsgefüge im ehemaligen Jugoslawien

und anderenorts, wie anfällig die KSZE-Kultur nach wie vor ist. Dennochbietet sie auch dort -

wie die Vereinbarungen von Dayton zeigen - einen wichtigen Referenzrahmen.

38 Vgl. Schlotter / Ropers / Meyer (1994), S. 14 ff.

39 Ebenda,S.18.
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Der hier vorgenommene Vergleich der Rahmenbedingungen mag dem Vorhaben einer KSZNO 
gegenüber skeptisch sti1nmen. Er zeigt aber auch, daß für einige der Kriterien die Ausgangsla­
ge zumindest als offen angesehen werden kann: 

-

-

-

-

Anders als zur Zeit des Kalten Krieges ist es heute weder möglich, die Länder der Nah­
ost-Region im Sinne der Antagonisten des Ost-West-Konfliktes gegeneinander zu posi­
tionieren, noch können sie ihrerseits diesen Gegensatz für sich finanziell länger nutzen. 
Vielmehr gibt es ein internationales Umfeld, das sich in dem Ziel der Befriedung der Re­
gion einig und bereit ist, sich dieses auch etwas kosten zu lassen. 

Eine Regionalmacht scheint alle Kriterien zu erfüllen, die Einladung für eine Vorberei­
tungskonferenz auszusprechen: Ägypten hat das notwendige Gewicht, unterhält diplo­
matische Beziehungen zu allen potentiellen Teilnehmern und hat sich für den Frie­
densprozeß in Nahost seit Jahrzehnten engagiert. 

Gewaltverzicht kennzeichnet zwar noch nicht den politischen Alltag aller Konfliktpartei­
en, bestimmt aber zumindest auf der deklaratorischen Ebene die Beziehungen zwischen 
Israel, Ägypten, Jordanien und dem Palästinensischen Autonomierat. 

Als offen angesehen werden muß schließlich auch die Frage, ob sich im Verlauf des Kon­
ferenzprozesses ein Bewußtsein dafür entwickelt, daß wechselseitige und gemeinsame 
Sicherheit nicht von einem auf den anderen Tag zu erreichen ist, sondern Zwischen­
schritte erfordert, durch die Vertrauen hergestellt und Fälle der Beibehaltung des ''alten 
Denkens'' in gemeinsamen Implementierungsdebatten erörtert werden können . 

• 

Dies alles spricht für den Verhandlungsfrieden. Aber warum soll hierfür ein neuer Rahmen 
geschaffen werden, wenn es schon seit 1991 den MadriderNahost-Friedensprozeß gibt? 

2. Die Verhandlungen zum Frieden im Nahen Osten 1991-1996

2.1 Fast überall Sackgassen: Der Friedensprozeß von Madrid 

Der Zweite Golfkrieg vom Frühjahr 1991 markiert einen Wendepunkt in der Geschichte der 
israelisch-arabischen Auseinandersetzungen. Insofern kann er als ''Geburtshelfer eines Nahost­
Friedensprozesses neuer Qualität 1140 angesehen werden, der am 30. Oktober 1991 mit der Ma­
drider Nahost-Friedenskonferenz spektakulär eröffnet wurde. Zumindest drei Beobachtungen 
stützten diese These: 1. Die irakischen Angriffe mit Scud-Raketen auf Israel, die der jüdische 
Staat und seine Bevölkerung aushalten mußten, ohne wie sonst gewohnt, militärisch massiv 
zurückzuschlagen, weil anderenfalls die amerikanisch-arabische Anti-Irak-Front mindestens ins 

. 

. 

Wanken geraten wäre, förderten die Kriegsmüdigkeit in Israel. Dies stärkte in der israelischen 

40 Claudia Schmid (1996), S. 72 verwendet den Begriff ''Geburtshelfer'' allerdings von vornherein mit der 
Einschränkung, daß dieser Z\Var eine regionale Eigendynamik in Gang setzte, die neue Impulse für die 
Nahost-Friedensdiplomatie brachte, daß dies aber nicht diesen Krieg legitimierend mißinterpretiert 
werden dürfe, als sei er für diese Wende erforderlich gewesen. 
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Öffentlichkeit die Position derjenigen, die auch schon vorher mit der Fo1·1nel ''Land fiir Frie­
den'' für die Aufnahme von Verhandlungen eingetreten waren, auch wenn die Madrider Konfe­
renz selbst noch während der jede Landpreisgabe ablehnenden Likud-Regierung unter Itzhak 
Schamir zustandekam. 2. Das Verhalten der PLO und ihres Führers Yassir Arafat während des 
Golfkrieges, der - möglicherweise in vermittelnder Absicht - sich der internationalen Ableh­
nungsfront gegen den Irak nicht anschloß und sogar in Bagdad vor laufenden Kameras Sad­
dam Hussein umar1nte, zog den Verlust der politischen und finanziellen Unterstützung der 
PLO durch die Golfstaaten nach sich.41 3. Die Führungsrolle und der Erfolg der USA in die­
sem Krieg verstärkten ihr Gewicht insbesondere unter den konservativen Staaten der arabi­
schen Welt und er,nöglichten es dem amerikanischen Außenminister Baker in einer monatelan­
gen Pendeldiplomatie Israel und seine Nachbarn die Zusti111rnung für eine Nahost-Friedenskon­
ferenz abzuringen. Da dieses Vorhaben schon seit dem Gipfeltreffen von Bush und Gorba­
tschow am 10. September 1990 von der damals noch existierenden Sowjetunion mitgetragen 
wurde,42 war überdies allen regionalen Konfliktparteien klar, daß es anders als in den Jahr­
zehnten zuvor, vor allem bis 1973,43 nicht mehr möglich war, Washington und Moskau in der 
Region gegeneinander auszuspielen. 

Die Reden, mit denen die Konferenz in Madrid von den ''Co-Sponsoren'' Bush und Gorba­
tschow, vom Gastgeber Gonzales, vom israelischen Ministerpräsidenten Schamir, vom amtie­
renden EG-Ratsvorsitzenden van den Broek, sowie den Außenministern von Ägypten, Syrien, 
Libanon und Jordanien sowie dem zur jordanischen Delegation gehörenden Vertreter �er Pa­
lästinenser Abdel Shafi eröffnet wurde, täuschen trotz der dem Anlaß angemessenen Feierlich­
keit nicht darüber hinweg, wie weit die Positionen noch auseinander lagen.44

Dem so eingeleiteten Friedensprozeß lag das Konzept einer Doppelstruktur zugrunde, die ei­
nen Kompromiß zwischen der israelischen Forderung nach bilateralen und der arabischen nach 
multilateralen Verhandlungen darstellt.45 Auf der einen Ebene wurden vier parallel tagende 
bilaterale Verhandlungsforen eingerichtet, und zwar zwischen Israel und den Palästinensern 
einerseits, wobei die palästinensische Vertretung selbst zunächst strittig war, sowie zwischen 
Israel und den arabischen Nachbarstaaten Jordanien, Libanon und Syrien andererseits. Die 
bilateralen Gespräche, bei denen es um die Konkretisierung der für die Beteiligten sicherheits­
politisch essentiellen Formel ''Land gegen Frieden'' und ihre Umsetzung in Friedensverträge 

41 

42 

43 

44 

45 

. 

Vgl. Martin Beck, Der israelisch-palästinensische Friedensprozeß, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 
18/96 V. 26.4.1996, S. 10. 

Vgl. Alexei Tchistiakov, Changes in the Middle East and the Outside World, in: International Affairs 
(Moscow), 5/1994, p. 108. 

Martin Beck macht darauf aufmerksam, daß der Ost-West-Konflikt nach dem vierten arabisch-israeli­
schen Krieg vom 1973, dessen Verlauf und Ausgang noch entscheidend von den Interventionen der 
beiden Superrr1ächte geprägt waren, ''nur noch einen begrenzten Einfluß auf zentrale Ereignisse des 
Nahostkonfliktes'' gehabt habe, vgl. Beck (1996), S. 8. 

Vgl. Europa-Archiv, Folge 4/1992, S. D 123 ff. 

Vgl. Udo Steinbach, Das Ga7.a-Jericho-Abkommen. Wegmarke im Friedensprozeß, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 21-22/1994, S. 4. 
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gehen sollte, wurden in den folgenden Monaten in Madrid und Washington aufgeno1nmen. Sie 
waren irruner wieder vom Abbruch bedroht.46

Zum anderen war ein multilateraler Verhandlungsrahmen vorgesehen, in dem Möglichkeiten 
zur regionalen Zusammenarbeit auf verschiedensten Gebieten ausgelotet und vereinbart wer­
den· sollen. Zu dessen konstituierender Sitzung trafen sich am 29./30. Januar 1992 in Moskau 
Vertreter von 22 Staaten. An dieser Konferenz nahmen Syrien und der Libanon jedoch schon 
nicht mehr teil, weil sie keinen Sinn darin sahen, über ''Nebenfragen'' mit Israel zu verhandeln, 
solange dieses sich weigerte, auch über die Rückgabe arabischen Gebietes zu sprechen. Eben­
falls die Palästinenser blieben den Verhandlungen f em, weil die Schirmherren die Weigerung 
Israels unterstützten, mit Palästinensern aus dem Gaza-Streifen und der Westbank zu sprechen, 
die der jordanisch-palästinensischen Delegation angehörten. Unbeschadet des Fehlens dieser 
wichtigen Parteien wurde in Moskau vereinbart, auf multilateraler Ebene in den folgenden fünf 
Arbeitsgruppen im halbjährlichen Rhythmus weiter zu verhandeln: 

1. Rüstungskontrolle und regionale Sicherheit (Vorsitz: USA/ Russische Föderation; das
letzte Treffen fand im Dezember 1994 in Tunis statt);

2. Regionale Wirtschaftsentwicklung (Vorsitz: Europäische Union; letztes Treffen in Am-
man im Mai 1996);

3. Umwelt (Vorsitz: Japan; letztes Treffen in
beitsgruppe Wasser);

-�an im Juni 1995 zusammen mit der Ar-

4. Wasser (Vorsitz: USA; letztes Treffen in Hammamet (Tunesien) im Mai 1996);

5. Flüchtlingsfragen (Vorsitz: Kanada; letztes Treffen in Genf im Dezember 1995).

An den einzelnen Verhandlungsrunden gab es wechselnde Beteiligungen, wobei vor allem der 
Kreis der extra-regionalen Parteien stetig größer wurde. Gegenwärtig umfassen . 

a) die ''Regionalparteien'':

Israel, Jordanien, Palästinenser, Ägypten, Marokko, Algerien, Tunesien, Mauretanien, den 
Jemen sowie die sechs Staaten des ''Golf-Kooperationsrates'' Saudi Arabien, Kuwait, Oman, 
Vereinigte Arabische Emirate, Bahrein und Katar. Während die Palästinenser in Madrid noch 
Teil der jordanischen Delegation waren, sind sie seit Oktober 1993 als selbständige Delegation 
anerkannt. Syrien und Libanon verließen nach der Madrider Eröffnungskonferenz den Prozeß. 
Schließlich waren drei Staaten aus der Region, die von den USA als ''outside of the conununity 
of nations'' stehend eingestuft wurden, nämlich Irak, Iran und Libyen, erst gar nicht eingeladen 
worden.47

46 

47 

Vgl. zu den Begleitumständen und Schwierigkeiten in dieser Phase Claudia Schmid, Der Friedenspro­
zeß im Nahen Osten, in: Reinhard Mutz, Gert Kreil und Heinz Wismann, Friedensgutachten 1992, S. 
66 ff., sowie dies. Frieden auf Raten, in: S+F, Jg. 14, Heft 2, 1996, S. 72 ff. 

Vgl. ebenda. 
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b) die ''Extra-Regionalen Parteien'':

USA und Russische Föderation als ''Co-Sponsoren'', sämtliche Mitgliedstaaten der EU sowie 
Ko1ru1llssion und Präsidentschaft der EU als ''bi-cephale'' Delegation, die Rest-EFTA-Staaten, 
Türkei, Ungarn, Rumänien, Ukraine, Tschechische Republik, Kanada, Japan, Indien, China, 
Südkorea, Australien sowie die Weltbank und die Vereinten Nationen. Das Anwachsen dieser 
Teilnehmergruppe hängt vor allem damit zusa1nrnen, daß einige von ihnen als - potente und 
potentielle - ''Geber'' für den wirtschaftlichen Aufbau des palästinensischen Autonomiegebietes 
fungieren. 

Die bisherigen Aktivitäten im Rahmen der Arbeitsgruppen bestanden weitgehend aus Erkun­
dungsmissionen, Datensarrunlungen, Tauglichkeitsstudien, Seminaren, Ausbildungskursen usw. 
Dabei kann der Verhandlungsprozeß keineswegs als kontinuierlich voranschreitend bezeichnet 
werden. Vielmehr stagnierte er bis zum Herbst 1993 mehr oder weniger.48 Die dann - für alle 
Welt überraschend - mit dem abseits des Madrider Prozesses zustandegebrachten Gaza-Je­
richo-Abkommen verbundene Entkrampfung in den Beziehungen zwischen Israel und den Pa­
lästinensern - und wenig später Israels Friedensvertrag mit Jordanien - haben in mancher Hin­
sicht bei den multilateralen Gesprächen für ein verbessertes Arbeitsklima und für sachliche 
Fortschritte gesorgt. 

Am wenigsten kontrovers verlief dabei die umweltbezogene Arbeitsgruppe. Hatte sie im Mai 
' 

1993 schon eine AnzaW von Themen festlegen können, mit denen sich Komitees von Fachleu-
ten beschäftigen sollten, so kam es zu einem regelrechten Durchbruch, als Israel und Jordanien 
sich im November 1993 über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Verschmutzung des 
Golfes von Akaba einigten. Im Oktober 1994 wurde in Bahrein ein ''Environmental Code of 
Good Conduct and Cooperation'' einstimmig angeno1runen. Dennoch gibt es auch in dieser 
Arbeitsgruppe einen schwelenden und bis auf weiteres nicht ausräumbaren Konflikt zwischen 
Ägypten und Israel über dessen Nuklearaktivitäten. Israel lehnt die ägyptischen Forderungen 
nach einer Beaufsichtigung dieser Aktivitäten durch die Umweltgruppe ab, weil es befürchtet, 
Ägypten wolle sich so einen Einblick in das israelische Nuklear(waffen-)programm versch�f­
fen, und möchte deshalb das gesamte Thema der Arbeitsgruppe Rüstungskontrolle zuweisen.49

Beobachter sehen schon allein im Zustandekonunen der Arbeitsgruppe über Flüchtlingsfragen 
und in der Bereitschaft Israels, nach einer im November 1992 aufgegebenen Blocka.de über die
Frage der vertriebenen Palästinenser zum ersten Mal seit 1949 zu diskutieren, einen Fort­
schritt. Weil sich die Palästinenser und Israel jedoch in der Hauptfrage der Repatriierung nicht
einigen konnten, bemühte sich die multilaterale Gruppe durch Maßnahmen zur Arbeitsbeschaf­
fung und Ausbildung, zum Gesundheitswesen und zum Wohlergehen der Kinder die Lage der

48 

49 

Vgl. Margret Johannsen / Claudia Schmid, Ende einer Feindschaft? Der Friedensprozeß im Nahen 
Osten, in: Friedhelm Solms, Reinhard Mutz und Gert Krell, Friedensgutachten 1994; Münster 1994, S. 
243; für den weiteren Verlaufs. Robert J. Bookmiller and Kirsten Nakjavani Bookmiller, Behind the 
Headlines: The Multilateral Middle East Talks, in: Current History, January 1996, pp. 33-37. 

Vgl. Bookmiller/ Bookmiller (1996), p. 36. 
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Flüchtlinge am jeweiligen Aufenthaltsort zu verbessem.50 In der Prinzipienerklärung des Gaza­
Jericho-Abkommens wurde für die Behandlung des Problems der Rückkehr von Heimatlosen 
ein israelisch-ägyptisch-jordanisch-palästinensischer Viererausschuß vorgesehen, der zum er­
sten Mal im März 1995 zusarnrnengetreten ist,51 aber bisher noch keine substantiellen Ergeb­
nisse gebracht hat. 

Die Arbeit der Gruppe über wirtschaftliche Entwicklung und Zusanunenarbeit war in den er­
sten beiden Jahren durch Stillstand gekennzeichnet. Während Israel von den arabischen Staa­
ten die Aufnahme von Wirtschaftsbeziehungen als Zeichen der Vertrauensbildung forderte, 
mochten diese umgekehrt die Aufhebung ihres Boykotts erst im Zuge der Normalisierung der 
Beziehungen vollziehen, für den die Rückgabe von Territorium als Voraussetzung galt. Die 
Parteien konnten aus dieser Sackgasse erst nach dem Abkommen zwischen Israel und der PLO 
und im Kontext des Friedensvertrages mit Jordanien herausfinden. 52 Seither ist zwar von einer 
Vielzahl von Vorhaben die Rede, von denen einige auch mit erheblichen Mitteln der USA und 
der Europäischen Union gefördert werden sollen, doch bei den konkreten Vereinbarungen 
hapert es nicht zuletzt deshalb, weil die westlichen Vorstellungen über die Weiterentwicklung 
des Friedensprozesses in Richtung Offenheit, Zusarrunenarbeit, Integration und gemeinsamer 
Strukturbildung sich mit denen der arabischen Länder nicht unbedingt decken, zumal diese 
fürchten, das technologisch ho�hentwickelte Israel werde zum Hauptnutznießer. So hoben die 
Mitgliedstaaten des Golf-Kooperationsrates am 2. Oktober zwar teilweise ihren Boykott gegen 
Israel auf, ließen aber das Verbot direkter Kontakte mit Israel bestehen. Und als sich Politiker 
und Wirtschaftsvertreter aus 59 Staaten unter arabischer und israelischer Beteiligung auf dem 
Wirtschaftsgipfel von Casablanca im Herbst 1994 über flankierende Maßnahmen .zum Nahost­
Friedensprozeß zu verständigen suchten, fehlten bezeichnenderweise wieder einmal Syrien und 
der Libanon. 53

Syriens permanente Abwesenheit auf den multilateralen Foren ist dem Stillstand auf der bilate­
ralen Verhandlungsschiene mit Israel geschuldet und damit aber auch dem gemeinsamen Inter­
esse beider Seiten, nicht zu schnell zu konkreten Ergebnissen zu gelangen. In beiden Ländern 
hätte nämlich eine Einigung über den vollständigen Rückzug Israels vom Galan innenpolitische 
Risiken mit sich bringen können, die beide Regierungen aus unterschiedlichen Grunden scheu­
ten: Israels bis zum Ftiihjahr 1996 regierender Arbeitspartei, die aus innenpolitischen, wahl­
politischen und sicherheitspolitischen Gründen dem Friedensprozeß mit den Palästinensern und 
mit Jordanien Priorität einräumen mußte, bereiteten die darin zu machenden Zugeständnisse 
schon soviel Schwierigkeiten, daß sie eine Rückgabe des Galan kaum verkraftet hätte. Der 
syrische Diktator Hafiz al-Assad kann seine Macht im Kriegszustand mit Israel besser behaup­
ten; sein wirtschaftlich schwaches Land hat die Konfrontation mit Israel stets dazu genutzt, 
arabische Wirtschaftshilfe einzuwerben, die nach einem umfassenden Frieden ausbleiben 

50 

51 

52 

53 

Vgl. ebenda, p. 34. 

Vgl. ebenda, p. 35; der Friedensvertrag zwischen Israel und Jordanien vom 26. Oktober 1994 sieht in 
Artikel 8 noch weitere Gremien für die Behandlung dieser Fragen vor. 

Vgl. Bookmiller / Bookmiller (1996), p. 35. 

Vgl. Perthes (1995), S. 56 ff. 
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könnte, und es wäre in einem neuen nahöstlichen Wirtschaftsraum der Konkurrenz mit Israel
wenigstens vorerst nicht gewachsen; außerdem fürchtet Assad um einen internationalen Ge-
wichtsverlust, sobald sein Land nicht mehr friedenspolitisch umworben werden muß. Solange
es aber zwischen Syrien und Israel nicht vorangeht, gibt es auch auf dem "israelisch-libanesi-
schen Nebengleis"Stillstand.54

Syriens Abwesenheit hinderte auch die Beratungen der Arbeitsgruppe Wasser daran, voranzu-
kommen. Da wichtige Quellfliisse des Jordans in Syrien liegen und der in den Jordan miin-
dende Yarmouk Grenzfluß zwischen Syrien und Jordanienist, können zukunftsweisende Ver-
einbarungen über den Bau von Staudämmennurgetroffen werden, wenn Syrien sich an ihnen
beteiligt. Allerdings neigte Israel wegen der sicherheitspolitischen Bedeutung von Ver-
einbarungen über Wasseranteile und Wasserrechte dazu, diese Fragen nicht in den multilatera-
len, sondern in den bilateralen Verhandlungen zu klären,55 was im Falle desisraelisch-jordani-
schen Friedensvertrag auch gelang (s. Abschnitt 2.3).

Die Stagnation in der zweifellos von vornherein schwierigsten Arbeitsgruppe "Rüstungskon-
trolle und regionale Sicherheit" ist zwar auch durch das Fernbleiben Syriens und des Libanons
bedingt, die in wichtige Beschlüsse einbezogen werden müßten, sie wird jedoch durch den
anhaltenden Dissens zwischen Ägypten und Israel zum Thema Massenvernichtungswaffen,
insbesondere über eine von Ägypten seit 1974 geforderte Atom-, später ABC-Waffenfreie
Zone, geradezu paralysiert.°6 In dieser Arbeitsgruppe, die bisher sechsmal getagt hat, wurde
bisher auBerdem tiber verschiedene Fragen der Riistungsbegrenzung sowie tiber Mechanismen
der Zusammenarbeit im Krisenmanagement, über Informationsaustausch im Bereich der Mili-
tärhaushalte und die Schaffung von regionalen Konfliktverhütungszentren in Tunesien, Jorda-
nien und Qatar, über die Ausschaltung der Fähigkeit zu Überraschungsangriffen und über ver-
trauensbildende Maßnahmen gesprochen undin einigen Punkten auch Einigkeit erzielt.

Fernziel dieser Arbeitsgruppeist es, ein regionales militärisches Gleichgewicht auf möglichst
niedrigem Niveau herzustellen. Dies ist insofern schwieriger als in Europa, weil es im Nahen
Osten bipolare Blockstrukturen, wie sie den MBFR-Verhandlungen und später den Verhand-
lungen über ein konventionelles Gleichgewicht in Europa zugrundelagen, die zum KSE-Ver-
trag führten, nicht gibt. "Gleiche Sicherheit für alle" lautet daher eine andere Zielvorgabe, doch
auchdies ist in rein zwischenstaatlichen Verhandlungen schwer zu verwirklichen, wenn Israel
vor allem Hamas- und Hizbullah-Anschläge fürchtet. Unter diesem Aspekt machtsich auch der
Ausschluß des Irak und des Iran negativ bemerkbar, die als die gefährlichsten GegnerIsraels
angesehen werden.

54 Vgl. Volker Perthes, Die Herausforderungen des Friedens. Syrien, Libanon und die Perspektiven einer
neuen regionalen Arbeitsteilung,in: AusPolitik und Zeitgeschichte, B 18/96 v. 26.4.1996, S. 25 ff.

55 Vgl. Bookmiller / Bookmiller (1996), p. 36; sowie zur Geschichte dieses Wasserkonfliktes Ulrich
Ratsch, Wasserprobleme im Jordanbecken, in: S+F, Jg. 14, Heft 2, 1996, S. 102ff.

56 Vgl. Bookmiller / Bookmiller (1996), p. 37; dieses Thema wird in Kapitel III, 4.3 nochmals ausführli-
cher behandelt.
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Vergleicht man den Gang der Verhandlungen auf den beiden Ebenen des Madrider Frie-

densprozesses, so ist die bilaterale von größerer Bedeutung. Wenn es auf einem bilateralen

Verhandlungsforum nicht vorangeht, stagnieren die multilateralen Gespräche zumindestdort,

wo dieselbe Thematik zu behandeln ist. Umgekehrt hatten die Vereinbarungen von Oslo und

Ein Avrona (s. Abschnitte 2.2 und 2.3) auch eine gewisse Anschubwirkung für die multilate-
rale Ebene, soweit es nicht um Fragen ging, die den Kern der Sicherheitsbeziehungenbetrafen.

Allerdings nahm in diesem Zusammenhang die Bedeutung des multilateralen Rahmensfür die

allgemeine Vertrauensbildung in der Region ab. Dies könnte sich freilich umkehren,falls es

aufgrund des Regierungswechsels in Israel zur Stagnation oder zu Rückschritten bei der Um-

setzung der Autonomie-Vereinbarungen oder auch desisraelisch-jordanischen Vertrages kä-

me.

2.2 Der Umweg als Ausweg: Die Vereinbarungen von Oslo

Aus der Übersicht über die Entwicklung der Verhandlungenin den Arbeitsgruppen des Madri-
der Prozesses wird deutlich, daß dem Gaza-Jericho-Abkommen für den Friedensprozeß im

Nahen Osten eine ähnliche Katalysatorfunktion zukommt wie sie die von der Brandt/Scheel-
Regierung abgeschlossenen Verträge zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der So-
wjetunion, Polen und der DDR sowie das Viermächte-AbkommenüberBerlin in bezug aufdie

KSZEhatten. Eine Grundvoraussetzung dieser Verträge war die Außer-Kraft-Setzung der
"Hallstein-Doktrin" und der damit verbundenenostpolitischen Selbstblockade der bis 1969 von

der CDU geführten Bundesregierungen. Erst nachdem mit den 1970/71 getroffenen Vereinba-
rungen ein besonders brisanter Teilkonflikt des Ost-West-Konfliktes so geregelt werden
konnte, daß damit die Gefahr einer militärischen Zuspitzung zumindest nicht mehr akut gege-
ben war, und nachdem sich die Hauptbeteiligten als kommunikations-, verhandlungs- und ver-
einbarungsfähig erwiesen hatten, machte ein gesamteuropäischer VerhandlungsrahmenSinn.

Kommunikationsblockaden mußten auch zwischen Israel und der PLO weggeräumt werden.
Da die PLO lange Zeit aus israelischer Sicht als Terrororganisation galt, waren Kontakte zwi-

schen israelischen Regierungsvertretern und Mitgliedern der PLO gesetzlich untersagt. Erst
nachdem dasisraelische Parlament am 19. Januar 1993 dieses Kontaktverbot aufgehobenhat-
te, konnte das Außenministerium neben den offiziellen Madrider Verhandlungeneinen zweiten
Gesprächskanal nutzen. Dieser war schon durch die Vermittlung norwegischer Wissenschaftler
und Politiker sowie unter Einbeziehung der ägyptischen Regierung vorbereitet worden. Zwi-
schen dem 20. Januar und dem 18. August 1993 fanden daraufhin in Norwegen insgesamt
vierzehn Treffen zwischen Vertretern der israelischen Regierung und der PLO statt, die
schließlich zur Paraphierung derisraelisch-palästinensischen Prinzipienerklärungführten.>”.

Daß gerade Norwegen in der verfahrenen Situation die Vermittlung gelang, um die sich die
USA als Initiatorin des Madrider Prozesses zwar sehr intensiv, aber letztlich ohne Erfolg be-

57 Vgl. Johannsen/ Schmid (1994), S. 246 sowie Steinbach (1994), S. 8.
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müht hatte, hat verschiedene Gründe,die hier nicht ausgebreitet werden konnen.58 Eine Über-
legung Kumar Rupesinghes dazu scheint uns aber in dem Zusammenhang, wie die Vorberei-
tung einer KSZNOintensiviert werden kann, beachtenswert. Erstellt die Vermutung an, daß
sich "Norwegensrelative geopolitische Schwäche eher positiv darauf aus(gewirkt habe), daß
dieses Land von denIsraelis wie den Palästinensern akzeptiert wurde", und ergänzt, daß auch
andere Fälle lehren, "daß mächtige Staaten selten gebeten werden, Friedensbemühungeneinzu-
leiten. Sie stehen häufig im Verdacht, eigene Interessen bei einer Vermittlung zu verfolgen,
oder sie haben bereits in der Vergangenheit ein parteiliches Verhalten an den Tag gelegt." In
gewisser Weise könne "die Fähigkeit der norwegischen Regierung, das Eis zwischen der PLO
und Israel zu brechen, mit der Rolle von NGOsals ehrliche und sachverständige Makler in
Vermittlungsprozessen und in den sie vorbereitenden Foren verglichen werden. Der norwegi-
sche Fall ist auch ein Beispiel dafür, wie regierungsunabhängige Friedensaktivisten in Zusam-
menarbeit mit Regierungen für die Entkrampfung eines Konflikts sorgen können."5?

Gegenstand der am 13. September 1993 vom israelischen Außenminister Peres und dem Mit-
glied des PLO-Exekutivkomitees Mahmud Abbas in Washington unterzeichneten "Grundsatz-
erklärung über die Übergangsregelungenfür die Autonomie" war der Rahmen und Terminplan
für weitere Verhandlungen über eine auf fünf Jahre befristete palästinensische Autonomie im
Gazastreifen und in der Westbank, und zwar dem Gebiet von Jericho, wobei dieses noch nicht
genau umrissen war. Es handelte sich also nicht um ein Friedensabkommen, sondern eher um
einen ersten Schritt auf einem noch langen Weg, der möglicherweise nur deshalb getan werden
konnte, weil sich die Delegationen im fernen Norwegen darauf konzentriert hatten, zuerst ein-
malfür zwei Teile des palästinensischen Siedlungsgebietes einen Lösungsansatz zu finden.60

Damit es zu den im Beisein der Außenminister der USA und Rußlands (die damit symbolisch
die Klammer des Madrider Prozesses wiederherstellten) sowie des israelischen Ministerpräsi-
denten Itzhak Rabin und des PLO-Chefs Yassir Arafat feierlich geleisteten Unterschriften kam,
war ein Briefwechsel zwischen Arafat und Rabin vom 9. September notwendig gewesen. Die
PLO-Führung erkannte darin Israels Recht auf eine Existenz in Frieden und Sicherheit an, sie
akzeptierte die UN-Resolutionen 242 und 338 und verzichtete auf Terrorismus und Gewalt.
Außerdem verpflichtete sie sich zur Durchsetzung dieser Grundsätze in allen PLO-Gruppie-

58 Sicher war am Anfang auch ein wenig Zufall im Spiel, der darin bestand, daß die Arbeitsgruppe des
Madrider Prozesses zur Flüchtlingsproblematik beim Norwegian Institute for Applied Social Science
(FAFO) eine Studie über die Lebensbedingungenin den besetzten Territorien in Auftrag gab, an der die
Ehefrau des Norwegischen Außenministers Johan Jorgen Holst, Marianne Heiberg,beteiligt war. Diese
beiden initiierten dann zusammen mit dem Leiter der Studie, Terje Larsen, die Geheimkontakte zwi-

schen der PLO undIsrael; vgl. u.a. Bookmiller / Bookmiller (1996), p. 34 ff.; zu den Geheimverhand-
lungen s. auch Jane Corbin, Riskante Annäherung. Die Geheimverhandlungen zwischen denIsraelis
und der PLO in Norwegen, München 1994, sowie Marek Halter / Eric Laurent, Unterhändler ohne
Auftrag. Die geheime Vorgeschichte des Friedensabkommens zwischen Israel und der PLO, Frank-
fur/M. 1994.

59 Kumar Rupesinghe, Bürgerkriege verhindern durch Konflikttransformation, in: Berthold Meyer (Red.),
Eine Welt oder Chaos? (Friedensanalysen Bd. 25) Frankfurt/M. 1996, S. 389 ff.

60 Vgl. Johannsen / Schmid (1994), S. 247.
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rungen und bestätigte, daß die Artikel der PLO-Charta, die das Existenzrecht Israels leugnen,

nicht länger gültig seien (offiziell gestrichen wurden sie erst sehr viel später). Als Gegenlei-

stung erkannte die israelische Regierung die PLO als Repräsentantin des palästinensischen
Volkes an und erklärte sich zu direkten Verhandlungen mit ihr im Rahmen des Madrider Frie-

densprozessesbereit.

Schon sehr bald zeigte sich, daß der Zeitrahmen, den man sich in Oslo gegeben hatte, nicht

eingehalten werden konnte, und daß die Differenzen über die Größe des Gebietes von Jericho
fortbestanden. Der Vertrag mußte daraufhin durch weitere Teilabkommen nachgebessert wer-
den, die am 9. Februar 1994 und am 4. Mai 1994 in Kairo unterzeichnet wurden. Das erste
Teilabkommenregelt die Kontrolle der Grenzübergänge zu Jordanien und Ägypten und Fragen
der Sicherheit für die israelischen Siedlungen im Gazastreifen. Das zweite, 450 Seiten umfas-
sende, regelt die Zuständigkeiten der palästinensischen Selbstverwaltung einschließlich der
Fragen der Präsenz palästinensischer Polizisten, sowie die Rechte der in den Autonomiegebie-
ten lebendenIsraelis und trifft detailliert Vorkehrungen für aufkommende Streitfragen.e! Das
schließlich am 28. September 1995 in Taba unterzeichnete "Oslo II"-Abkommenbrachte die
Ausdehnung der palästinensischen Selbstverwaltung auf die Westbank, womitfreilich nur eine
Umgruppierung der dort stationierten israelischen Truppen verbunden ist. Weitergehende
Vereinbarungen, zu denen es angeblich im Geheimen schon im Oktober 1995 kam,$2 schienen
den beiden Seiten wenigstens zu diesem Zeitpunkt noch zu heikel, um sie der Öffentlichkeit
preiszugeben.

Nicht zuletzt, weil einige militante Gegner des Vertragswerks sowohl unter den Israelis wie
auch unter den Palästinensern immer wieder glauben, ihrer Ablehnung mit Gewalt Nachdruck
verleihen zu müssen, zahlte sich dieser "Frieden auf Raten"63 bisherinnergesellschaftlich kaum
aus. Vielmehr brachte er auf beiden Seiten bittere Enttäuschungen mit sich.6* Auch wenn der
Weg zu einer palästinensischen Autonomie noch längst nicht abgeschlossen ist, wurden mit
dem Gaza-Jericho-Abkommendie entscheidenden Weichen für eine umfassende Veränderung
der politischen Beziehungen in der Nahost-Regiongestellt.

Mit dem Schritt der Anerkennung "war die Blockade aufgehoben,die beide Seiten die Identität
und Legitimität des Gegners hatte leugnen lassen. Die wechselseitige Bedrohungswahrneh-

61 Vgl. ebenda, S. 251 ff.

62 Wie die jüdische Siedlerzeitung "Nekuda" am 31. Juli 1996 berichtete und der unter SchimonPeresfür
den Friedensprozeß zuständige Minister Jossi Beilin bestätigte, soll die israelische Regierung sich zwei
Wochen vor dem Attentat auf Itzhak Rabin mit der PLO auf die Gründung eines palästinensischen
Staates "praktisch" geeinigt haben. Dieser sollte den Gazastreifen und 90 Prozent des Westjordanlandes
umfassen und habefür die palästinensische Hauptstadt Abu Dis vorgesehen, einen östlichen Vorort von
Jerusalem. Sie habe EI Kudsheißensollen (arabisch für Jerusalem). Allerdingssollte die Heilige Stadt
unterisraelischer Kontrolle, jedoch ohne formelle Souveränität bleiben (vgl. FAZ v. 1.8.1996, S. 3).

63 Schmid (1996), insbes. S. 73 ff.

64 Zu den Enttäuschungen der Palästinenser, die "die israelischen Besatzer nicht losgeworden (sind) und
... ein eigenes repressives Regime hinzubekommen" haben,s. jetzt auch Ludwig Watzal, Die Lage der
Menschenrechteim israelisch-palästinensischen Friedensprozeß, in: StF, Jg. 14, Heft 2, 1996, S. 91 ff.



25

mung, in der jeder dem anderen die Absicht der Vernichtung des Gegners unterstellt hatte,
wurde aufgebrochen. Bei nach wie vor divergenten, teilweise diametral entgegengesetzten
Interessen der Konfliktparteien waren sie doch nicht langer Feinde, sondern akzeptierten ein-
ander als Verhandlungspartner und hatten damit den notwendigen ersten Schritt zu friedlichem
Interessenausgleich anstelle kriegerischer Interessendurchsetzung getan."6S

Dochnicht nurdie gegenseitige und Selbst-Blockade war aufgehoben, sondern auch die Isolie-
rung Israels in der arabischen Welt und darüber hinaus wurde überwunden, so daß das Land
mit einer Vielzahl von Staaten, insbesondere solchen mit einem hohen moslemischen Bevölke-
rungsanteil, diplomatische Beziehungen aufnehmen konnte. Die PLO vermochte ebenfalls ihre
Außenbeziehungen zu verbessern und vor allem ihr Gewicht in der Arabischen Liga und beim
Golf-Kooperationsrat, wo Arafat, wie erwähnt, während des Zweiten Golfkrieges in Mißkredit
geraten war, zurückzugewinnen. Zugleich veränderte sich die Haltung der USA zur PLO
grundlegend zum Besseren.66

2.3 Der zweite Schritt: Der Friedensvertrag zwischen Israel und Jordanien

Das Gaza-Jericho-Abkommen machte auch den Wegfrei für einen Friedensvertrag zwischen
Israel und Jordanien. Dieses war schonseit langem an einem Frieden mit Israel interessiert und
führte auch inoffizielle Gespräche mit der israelischen Regierung, konnte aber anders als am
26. März 1979 Ägypten keinen Separatfrieden abschließen, solange die Todfeindschaft zwi-
schen Israel und der PLO bestand, weil die politische Legitimation des Haschemitischen Kö-
nigshauses zu einem solchen Schritt insbesondere von den radikalen palästinensischen Gruppen
bestritten wurde. Auf sie mußte König Hussein jedoch Rücksicht nehmen, da ein sehr großer
Teil der jordanischen Staatsbürger Palästinenser sind®’, darunter sehr viele Flüchtlinge aus dem
Sechs-Tage-Krieg von 1967.

In den von Januar 1994 an geführten Friedensverhandlungen ging es beiden Seiten vor allem
um zwei Fragen: die Anerkennung der Grenzen zwischen Israel und Jordanien, die vom Völ-
kerbundfestgelegt worden waren, als Großbritannien das Mandat über Palästina erteilt worden
war, und die Regelung der Nutzungsanteile an den Flüssen Jordan und Yarmouk.68 Zu diesen
beiden Punkten wurden dem Friedensvertrag zwei äußerstdetaillierte Anhänge beigefügt, wäh-

65 Johannsen / Schmid (1994), S. 247.

66 Vgl. ebenda, S. 249,

67 Die Zahlenangaben schwanken zwischen "mindestens 40%" (Fischer Weltalmanach 1996) und "50 -
60%" (Harenberg Länderlexikon '93/94).

68 Interessanterweise gab es auch in den Jahrzehnten, in denen Israel und Jordanien sich offiziell in einem
Kriegszustand befanden, eine Wasserregelung zwischen beiden Seiten auf der Grundlage des niemals
verabschiedeten Johnston-Planes von 1956 mit zwei- bis dreimal jährlich stattfindenden "Picknick-Ge-
sprächen" zwischen Experten aus den für die Wasserbewirtschaftung zuständigen Behörden beider Län-
der, um die verfügbaren Wassermengen und die Nutzungsabsichten miteinander abzustimmen; vgl.
Ratsch (1996), S.103.
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rend andere Fragen, die wegen ihrer regionalen Interdependenz bilateral nicht zu lösen waren 
(die Flüchtlingsfrage, die regionale ökonomische Zusa1nmenarbeit und die regionale Sicher­
heit) im Vertragstext nur in Umrissen oder in allgemein gehaltenen Willenserklärungen wie 
z.B. der Absicht, eine KSZNO einzuberufen, behandelt werden.69

Beide Seiten sind darüber hinaus an der Schaffung eines Nahostmarktes interessiert und ver­
einbarten deshalb in Artikel 7 unter anderem, ''alle no1·malen wirtschaftlichen Beziehungen 
entgegenstehenden diskriminierenden Barrieren zu beseitigen, die gegen die jeweils andere 
Vertragspartei gerichteten Wirtschaftsboykotts zu beenden und bei der Beendigung der von 
Dritten gegen die jeweils andere Vertragspartei verhängten Boykottmaßnahmen zusammenzu­
arbeiten 11 .70 Gerade was den letzten Teilaspekt betriffi, wurden jedoch die Hoffnungen durch 
die regionalen Wirtschaftstagungen von Casablanca und Amman etwas gedämpft. 71 Doch auch 
die Erleichterungen, die beide Staaten wechselseitig vornehmen konnten, werden nur zögerlich 
realisiert. 

Für Jordanien waren noch zwei weitere Passagen des Vertrages von besonderer Bedeutung: 
Das erste betriffi die Mitwirkung des Haschemitenreiches in der Flüchtlingsfrage, wobei auch 
das Interesse eine Rolle spielen dürfte, durch eine Repatriierung der Palästinensischen Flücht­
linge ein für die Haschemiten g4nstigeres Bevölkerungsverhältnis zu erreichen. Angesichts der 
Formel in Art. 8 des Vertrages, daß die Flüchtlingsfrage in multilateralen Verhandlungen zwi­
schen Israel, Jordanien, Ägypten und den Palästinensern geregelt werden soll, ist allerdings zu 
fragen, warum nicht auch der Libanon, wo sich ja ebenfalls sehr viele Flüchtlinge aufhalten, 
daran zu beteiligen ist. 

Im zweiten Punkt geht es in Art. 9 um die Bereitschaft Israels, die ''besondere Rolle des Ha­
schemitischen Königreichs Jordanien in bezug auf die moslemischen Heiligen Stätten in Jeru­
salem'' zu achten und der ''historischen Rolle Jordaniens'' in bezug auf Aufsicht über den Fel­
sendom und die el'Aqsa-Moschee auch bei Verhandlungen über den dauerhaften Status der 
Stadt Priorität einzuräumen.72 Diese Formulierung kann als Ansatz von Flexibilität in der is­
raelischen Position zur Zukunft Jerusalems interpretiert werden, aber auch als ein Manöver, 
das Zündstoff für Auseinandersetzungen zwischen Jordanien und den Palästinensern, die Ost­
Jerusalem als ihre Hauptstadt reklamieren, liefert und damit den Zustand, in dem ganz Jerusa­
lem unter israelischer Hoheit steht, weiterhin in der Schwebe hält. Da die Regierung Netanjahu 
wenigstens in den ersten Monaten ihrer Amtszeit an diesem Zustand nichts zu ihrem Nachteil 
ändern will, wird sie über die vage Zusage an Jordanien sicher nicht hinausgehen. 

69 

70 

71 

72 

Vgl. lbrahim (1996), S. 14 ff.; eine deutsche Übersetzung des Textes des Friedensvertrages einschließ­
lich der Anhänge findet sich in Internationale Politik, 50. Jahr, Nr. 7, 1995, S. 86-109. 

Friedensvertrag, Art. 7, Abs. 2 a), S. 90. 

Vgl. lbrahim (1996), S. 15 ff. Zu den wirtschaftlichen Perspektiven, die sich aus dem Vertrag und den 
inzwischen abgeschlossenen Folgeverträgen zwischen Israel und Jordanien, aber auch trilateral mit der 
Palästinensischen Autonomiebehörde ergeben, vgl. Franz (1996), S. 97 ff. 

Friedensvertrag, Art. 9, S. 91. 
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2.4 Eine Parallelaktion: Das Projekt der Mittelmeerkonferenz von Barcelona 

Die Europäische Union, die von Anfang an am Madrider Friedensprozeß beteiligt war, hat am 
19. April 1994 eine ''Gemeinsame Aktion zur Unterstützung des Nahost-Friedensprozesses''
verabschiedet, die unter anderem folgende Elemente enthält: Bereitschaft zur Teilnahme an 
von den Parteien beschlossenen internationalen Vereinbarungen zur Sicherung des Friedens in 
Nahost, Einflußnahme auf alle Parteien zur vorbehaltlosen Unterstützung des Friedensprozes­
ses und zur Festigung von Demokratie und Menschenrechten sowie Maßnahmen zur Entwick­
lung der Region. 73

Doch anstatt in diesem Sinne den Madrider Friedensprozeß besonders aktiv voranzutreiben, 
berief die Europäische Union vom 27. bis 29. November 1995 eine Mittelmeerkonferenz nach 
Barcelona ein und schuf damit ein neues Forum mit veränderter Besetzung. An ihr nahmen 
neben den 15 EU-Staaten Marokko, Algerien, Tunesien, Ägypten, Israel, die palästinensische 
Autonomieverwaltung, Libanon, Jordanien, Syrien, die Türkei, sowie die EU-Beitrittsanwärter 
Malta und Zypern gleichberechtigt teil, jedoch nicht Libyen, das aufgrund britischen und fran­
zösischen Drucks ausgeschlossen war, aber auch nicht Albanien und die Nachfolgestaaten Ju­
goslawiens (die mit dem gesamten Balkan aufgrund der wenig stringenten Aufteilung der Zu­
ständigkeiten in der EU-Außenpolitik auf vier Kommissare zu Mittel- und Osteuropa gezählt 
werden), und ebensowenig die USA, die aufgrund ihrer Militärpräsenz im Mittelmeer beteiligt 
werden wollte. 

Angesichts der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Probleme, die in diesem politisch sehr 
heterogenen Raum offen zutage liegen, und angesichts der Wichtigkeit, die die Mittelmeerre­
gion für die gesellschaftliche Stabilität in Europa spielt, neigt man in Brüssel dazu, allein schon 
dem Zustandeko1runen der Konferenz hohe symbolische Bedeutung beizumessen. Dabei darf 
freilich nicht vergessen werden, daß durch den mit dem Gaza-Jericho-Abkornmen eingeleiteten 
israelisch-palästinensischen Dialog das lange Zeit wichtigste Hindernis für eine solche Konfe­
renz schon vorher aus dem Weg geräumt war. 

Im Zentrum dieser Konferenz stand das Ziel, bis 2010 einen ''Euro-mediterranen Wirtschafts­
raum'' zu schaffen, während die in der oben erwähnten ''Gemeinsamen Aktion zur Unterstüt­
zung des Nahost-Friedensprozesses'' enthaltenen Absichten eher nebensächlich blieben. Inso­
fern brachte Barcelona über Grundsatzerklärungen hinaus, die darauf zielen, die politischen 
und kulturellen Bande zu stärken sowie den Mittelmeerraum in eine Zone des Friedens sowie 
der politischen und wirtschaftlichen Stabilität zu verwandeln, keine faßbaren Fortschritte. Da­
bei verhinderten allerdings auch die aus dem Madrider Friedensprozeß schon bekannten. Diffe­
renzen zwischen Israel und anderen Ländern des Nahen Ostens eine über vage Zielsetzungen 
hinausgehende Verständigung über Passagen im politischen Teil der Erklärung, wobei Aussa­
gen zum Vertrag über die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, das Recht auf 

73 Vgl. Helmut Schäfer, Die Nahost ... Politik der Europäischen Union, in: S+F, Jg. 14, Heft 2, 1996, S. 78. 
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Selbstbestimrnung, die territoriale Unverletzlichkeit und die Bekämpfung des Terrorismus 
strittig waren.74

2.5 Fazit: Noch fehlt der Konferenzrahmen rur einen umfassenden Frieden 

Die KSZE stand gleiche1·maßen für den Friedensprozeß von Madrid wie auch für die vier Jahre 
später von der Europäischen Union nach Barcelona einberufene Mittelmeerkonferenz Pate. Für 
beide war vorgesehen, Aspekte der regionalen Sicherheit und Zusa1runenarbeit unter einem 
multilateralen Dach zu verhandeln. Dabei wurde in beiden Fällen offensichtlich auch darauf 
gesetzt, daß sich eine breite Palette von Themen dazu eigne, auch dort zu einem Interessen­
ausgleich zu gelangen, wo dies nicht möglich ist, wenn nur ein einzelnes Problem zu verhan­
deln ist. 

Beim Madrider Prozeß kamen jedoch zwei entscheidende, von der KSZE-Struktur abwei­
chende Elemente hinzu: die bilateralen Verhandlungen zwischen Israel und seinen arabischen 
Nachbarn sowie den Palästinensern und die Offenheit der multilateralen Verhandlungen für 

. außerregionale Mächte. Beides dürfte nicht unwesentlich dazu beigetragen haben, daß 
''Madrid'' nicht wie ''Helsinki'' zu eiriem Synonym für Erfolg wurde. Da nach dem Willen Isra­
els die Sicherheitsfragen den bilateralen Verhandlungen vorbehalten bleiben und diese auch für 
Syrien und den Libanon Vorrang vor dem haben sollten, was von den multilateralen Arbeits­
gruppen zu regeln wäre, stagnieren die multilateralen Verhandlungen in wichtigen Bereichen. 
Wenn trotzdem diese Arbeitsgruppen nach 1993 zum Teil Ergebnisse zeitigten, dann aufgrund 
der Fortschritte bei den bilateralen Verhandlungen zwischen Israel und der PLO bzw: Israel 
und Jordanien. Insofern könnte der Madrider Prozeß den Zielen seiner Initiatoren bestenfalls 
dann ein größeres Stück näherkommen, wenn es auch bei den Verhandlungen zwischen Israel 
und Syrien sowie Israel und Libanon zu Fortschritten käme. Doch auch dann wird das Ziel 
eines umfassenden nahöstlichen Friedens noch nicht zu erreichen sein, weil nach wie vor zwei 
Staaten der Region von dieser Konferenz ausgeschlossen sind, die eingebunden werden müß­
ten, gerade weil ihre derzeitigen Regime notorische Unruhestifter und entschiedene Feinde Is­
raels sind, Irak und Iran. Schließlich spricht auch einiges dafür, daß die Vielzahl von außerre­
giona]en Beteiligten in den multilateralen Arbeitsgruppen sich für den Prozeß nicht als förder­
lich erwiesen hat. Dabei ist zum einen von Bedeutung, daß ihr Friedensverständnis nur partiell 

74 Vgl. FAZ v. 28. 11. 1995, S. 1; FAZ v. 29. 11. 1995, S. 17, sowie den Text der Erklärung von Barcelo-
. na in: Presse- und Infor1nationsamt der Bundesregierung (Hg.), Bulletin Nr. 8/1996 v. 30.1.1996, S. 89-

94. Wie wenig tragfähig dieser Kompromiß war, zeigt sich in folgendem: Die Forrnel ''Die P�eien
streben im Nahen Osten eine beidseitig und wirksam überprüfbare Zone an, die frei von nuklearen,
chemischen und biologischen Massenvernichtungswaffen sowie frei von entsprechenden Abschußsyste­
men ist'' (ebenda, S. 91), wurde schon am 11. Dezember 1995 von israelischer Seite insofern konditio­
niert, als der damalige Premierminister Peres erklärte, Israel werde einem Vertrag über eine nuklear­
waffenfreie Zone erst ein Jahr nach dem Abscltluß eines Friedensvertrages mit Syrien und Libanon bei­
treten. Schon am 22. Dezember 1995 revidierte er seine Aussage dahingehend, daß Israel seine Nuklea­
roption erst auf geben werden, nachdem das Existenzrecht Israels von Irak, Iran und Libyen anerkannt 
worden sei (vgl. The Arms Control Reporter, 4-96, pp. 453.B.201 ff.). 
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mit dem der unmittelbar beteiligten Parteien identisch ist, zum anderen, daß ihr Rollenselbst­
verständnis nicht unbedingt damit übereinstirrunt, was die Regionalparteien von ihnen erwar­
ten. 

Die Mittelmeerkonferenz von Barcelona ist erst wenige Monate vorbei. Der mit ihr eröffnete 
Verhandlungsrahmen soll, zumindest soweit es die vorzubereitende Freihandelszone betrifft, 
erst 2010 gefüllt sein. Deshalb ist es gegenwärtig zu früh, sich ein abschließendes Urteil über 
dieses Vorhaben zu bilden. Nachdem jedoch das Abschlußdokument von Barcelona in man­
cher Hinsicht strukturell und inhaltlich an die einschlägigen Dokumente des KSZE-Prozesses 
erinnert, ist zu fragen, ob dem hier eingeschlagenen Weg für die Mittelmeerregion eine ähnli­
che Qualität wie der KSZE zukotnrnen kann. Wäre dies der Fall, so könnte sich aus dem hier 
eingeleiteten Prozeß aufgrund der regionalen Überschneidung mit dem Nahen Osten vielleicht 
ein Ersatz für den multilateralen Teil des Madrider Prozesses entwickeln. Betrachtet man je­
doch die Landkarte und vergleicht sie mit der Teilnehmerliste, so fallen nicht nur die schon 
erwähnten Lücken unter den Mittelmeeranrainern sowohl an der Südküste wie an der Adria 
auf, sondern auch, daß die Mehrzahl der EU-Mitglieder keine Mittelmeeranrainer sind, sowie 
daß Jordanien beteiligt war, das ebenfalls nicht bis ans Mittelmeer reicht, aber sehr wohl zur 
Nahostregion gehört, während andere für den Frieden in dieser Region wichtige arabische 
Länder feWen. Daher ist zu erwarten, daß auch die Folgeveranstaltungen zur Barcelona-Kon­
ferenz ihren Schwerpunkt im Bereich der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der EU und 
den nicht zu ihr gehörenden Ländern der Mittelmeerregion haben und am ehesten auch auf 
diesem Feld Fortschritte erzielen werden, daß aber in den anderen Dimensionen sich keine 
eigene Dynamik entfalten wird, zumindest solange sich die Zusammensetzung nicht ändert. 
Dies schmälert die wirtschaftspolitische Bedeutung der Konferenz von Barcelona keineswegs, 
aber es zeigt, daß .diese Parallelaktion den stockenden Madrider Friedensprozeß nicht ersetzen 
kann, selbst wenn es ihre Teilnehmer wollten. 

Was folgt daraus? Wenn unsere am Ende von Kapitel II, 1 geäußerte These zutrifft, daß für 
einige wesentliche Kriterien, die zum Erfolg der KSZE beitrugen, die Ausgangslage im Nahen 
Osten zumindest offen ist und somit weiterhin Chancen für einen Verhandlungsfrieden beste­
hen, der Madrider Prozeß aber - wie hier aufgezeigt werden mußte - aufgrund seiner struktu­
rellen Defizite das Ziel eines umfassenden Friedens in der Nahost-Region kaum erreichen wird, 
sollte das im israelisch-jordanischen Friedensvertrag enthaltene Projekt einer KSZNO ernsthaft 
erwogen werden. 
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III. Elemente einer KSZNO

1. Einladung

Möglicherweise haben Israel und Jordanien nach ihrem Friedensschluß schoninstiller Diplo-
matie Vorgespräche über ihre Absicht, eine KSZNO ins Leben zu rufen, mit ihren Nachbarn
und anderen Staaten geführt. Wenn dies der Fall war, so sind sie jedenfalls nicht auf das ge-
wünschte Echo gestoßen. Hierfür könnte es verschiedene Gründe geben: Einerseits besteht
nicht erst seit dem Zweiten Golfkrieg erhebliche Uneinigkeit in der arabischen Welt, so daß es
schwierigist, eine Liste der Einzuladenden zu erstellen, die allseits akzeptiert wird. Zum ande-
ren war vor dem Horizont, daß die EU-Staaten selbst die Mittelmeerkonferenz von Barcelona

vorbereiteten, auch dort nicht mit allzugroßer Resonanz zu rechnen. Schließlich ist Israel nach
wie vor ein Außenseiter und Jordanienein relativ schwaches Mitglied der Arabischen Liga, so
daß Einladungen aus dem Mundeihrer führendenPolitiker auchleichter verhallen, als wenn sie
von anderer Seite ausgesprochen werden.

Schon weiter oben haben wir erwähnt, daß Ägypten im nahöstlichen Friedensprozeß stets eine

Schlüsselrolle innehatte. Sein Präsident Mubarak wäre sicherlich geeignet und vermutlich auch
willens, zu einem solchen Treffen einzuladen. Ob er dabei zugleich offiziell im Namen seiner
beiden Nachbarn auftritt oder nur in eigenem Namen, dürfte eher für diese beiden von Bedeu-
tung sein als für die übrigen Teilnehmer. Ob es wie beim Madrider Friedensprozeß nicht zur
Region gehörende Co-Sponsoren geben oder ob Außenstehende nur als Moderatoren fungie-
ren sollten, wird im folgenden im Zusammenhang mit den Überlegungen zum Teilnehmerkreis
noch näher zu erörtern sein.

2.  Teilnehmerkreis

Eine der ersten Fragen, die geklärt werden muß, bevor ein neues Konferenzprojekt

"geschaffen" wird, ist die nach dem Teilnehmerkreis. Da dieser auf der multilateralen Ebene

des Madrider Prozesses offensichtlich aus den Fugen geraten ist, müssen die Initiatoren sorg-

fältig überlegen, wen sie einladen wollen odersollten, und wie sie den von ihnen vorgesehenen

Teilnehmern die Idee einer solchen Konferenz schmackhaft machen können, insbesondere, wie

sie sie davon überzeugen können, daß ihre Interessen dort gefördert und nicht beeinträchtigt

werden.

Eng mit der Frage nach den Einzuladenden und deren Interesssenlagen hängt das Problem der

Gleichberechtigung aller Teilnehmer zusammen. Dieses Problemstellte sich bei der Vorberei-

tung auf die KSZE in bezug auf die damals vom Westen diplomatisch noch nicht anerkannte

DDR; ihre Teilnahme hätte als "de facto"-Anerkennung ausgelegt werden können. Dies ver-

mied die Finnische Regierung in ihrem Einladungsschreiben durch eine Formel, die auch für

eine KSZNO von zentraler Bedeutung sein dürfte, daß nämlich die Teilnahme keine völker-
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rechtliche Anerkennung der bestehenden politischen Verhiltnisse in der Region bedeute.75 Ei-
nigte man sich dartiber hinaus nach dem Madrider Vorbild auf den Ausdruck "Konferenz-
partei", dann wäre die Nichtstaatlichkeit der Palästinensischen Autonomiebehörde kein Hin-
dernis, sie einzuladen. Ebenso wäre es auf diese Weise grundsätzlich möglich, auch die Pro-
bleme der sich durch keinen Staat vertreten fühlenden Kurden unter Beteiligung einer vonih-
nen zu wählenden Delegation zu beraten(s.u.).

2.1 Die Teilnehmer aus der Region

In Kapitel II, 1.2.1 wurde schon auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die Region des Nahen
Ostens sicherheitspolitisch klar abzugrenzen. Wird die Region so eng aufgefaßt, wie dies bei
der Beteiligung der Regionalparteien in Madrid der Fall ist, oder gar noch enger, so wäre es
vermutlich sinnvoller zu versuchen, den Madrider Prozeß mit mehr Leben zu erfüllen. Macht
es jedoch Sinn, alle Parteien einer weit gefaßten Region an einem Tisch zu versammeln und zu
versuchen, alle Probleme, die sie miteinander haben, in einer Tagesordnung zu vereinen? Gab
es nicht gute Gründe, Iran und Irak am Madrider Prozeß nicht zu beteiligen? Und muß man
nicht auch akzeptieren, daß Syrien und Libanon vorläufig nicht bereit sind, in den dort geschaf-
fenen Arbeitsgruppen mitzuarbeiten?

Auch bei der KSZEhatte es neben dem erwähnten Problem der völkerrechtlich nicht aner-
kannten DDR vorab Auseinandersetzungen um die Beteiligung der nicht in Europa gelegenen
NATO-Staaten USA und Kanada gegeben. Aberdie östliche Seite hatte einsehen müssen, daß
sie die Konferenz nicht erreichen würde, wenn diese beiden Länder nicht mit am Tisch säßen,
und so einigte man sich von Anfang an darauf, daß die KSZE unbeschadet ihrer Teilnahme
"außerhalb der militärischen Bündnisse"stattfinden sollte. Auch verständigte man sich schonin
der Vorkonferenz darauf, daß Staaten aus Regionen, die an Europa angrenzen, insbesondere
jene Mittelmeerstaaten, die "ihr Interesse zum Ausdruck gebracht haben, ihre Ansichten der
Konferenz zur Kenntnis zu bringen", hierzu auch die Möglichkeit haben sollten, ohne reguläre
Teilnehmerstaaten zu sein.’ Dies hatte zur Folge, daß nicht zuletzt aufgrund der Scharnier-
funktion Maltas Fragen der Mittelmeerregion stets ein besonderes Kapitel in den Schlußdoku-
menten der KSZE gewidmet wurde.

Insofern wären zwei alternative Konstruktionen für die Zusammensetzung einer KSZNO
denkbar. Entweder sollte sie aus einem "engeren Kern" von Teilnehmern bestehen, um die
herum sich ein weiterer Teilnehmerkreis aus zur Region gehörenden wie auch aus extra-regio-

75 In dem Aide Memoire der Finnischen Regierung an die Regierungen aller europäischen Staaten, der
Vereinigten Staaten von Amerika und Kanadas vom 24.11.1970 heißt es, die finnische Regierung habe
betont, "daß die Teilnahme von Regierungen an verschiedenen Stadien der gegenwärtigen Konsultatio-
nen und Verhandlungen nicht die völkerrechtliche Anerkennungder bestehendenpolitischen Verhält-
nisse in Europa bedeutet." Zit. nach Hans-Adolf Jacobsen, Wolfgang Mallmann und Christian Meier,
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE), Analyse und Dokumentation, Köln 1973, S. 244.

76 Vgl. Schlußempfehlungen der Helsinki-Konsultationen vom 8.6.1973, in: Auswärtiges Amt (Hg.),
Zwanzig Jahre KSZE 1973-1993. Eine Dokumentation, Bonn 1993, S. 11.
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nalen Parteien bildete. Oder sie sollte sich aus Foren für spezifische Problembereiche zusam-
mensetzen, die einander von den Teilnehmerkreisen her regional überlappen, wozu dann eben-
falls in bestimmten Funktionen extra-regionale Parteien hinzutreten könnten. Ein Plenum für
die Gesamtregion hätte dann eher symbolische Bedeutung oder trete nur nach Bedarf zusam-
men.

Ein wichtiger Teilnehmerkreis oder "engerer Kern" bestünde zweifellos aus /srae/ und seinen
direkten Nachbarn: Jordanien, das sich mit Israel gemeinsam die Aufgabe der Einberufung
gesetzt hat; Ägypten, das unter den arabischen Staaten die längsten Erfahrungen des Dialoges
mit Israel besitzt sowie der Palästinensischen Autonomiebehörde als der von den Palästinen-
sern demokratischlegitimierten Vertretung. Ebenfalls Syrien und der Libanon sollten dazuge-
hören, auch wenn sich diese wohl erst dazu bereit finden werden, wenn sie ihren Gesinnungs-
wandel bis zur Einberufung der Konferenz mindestens mit "Fortschritten" bei den z. Zt. sta-
gnierenden Friedensverhandlungen mit Israel legitimieren können. Da auch die Erfahrung der
KSZElehrt, daß es von den ersten Sondierungen bis zur Einberufung und zum tatsächlichen
Zusammentreten einer mit komplexen multilateralen Aufgaben beauftragten Konferenz Jahre
dauert, braucht die momentane "Hängepartie" nicht als unüberwindbares Hindernis angesehen
werden. Im Gegenteil, sowohl die Teilnahme des syrischen Staatschefs Assad an dem Araber-
gipfel Ende Juni 1996 in Kairo wie.auch sein dortiges Verhalten könnenals Indizien dafür be-
wertet werden, daß er sich innerhalb des prinzipiell an der Fortführung des Friedensprozesses
interessierten arabischen Lagersnichtisolieren will, zumal er eingesehen zu haben scheint, daß
er durch konfrontatives Verhalten gegenüber einem inzwischen mit der Türkei militärisch zu-
sammenarbeitendenIsrael militärisch nichts gewinnen, abersehr viel verlieren kann,77

Esliegt nahe, daß an einer KSZNO wie beim Madrider Friedensprozeß auch die Staaten des
Golf-Kooperationsrates (Saudi-Arabien, Kuwait, Oman, Vereinigte Arabische Emirate,
Bahrein und Katar) als Teilnehmer gewünscht werden oder von sich aus teilnehmen wollen.
Ihre Beteiligung wäre vor allem dann wichtig, wenn neben den Sicherheitsfragen im engeren
Umfeld Israels auch die Lage in der nach wie vor spannungsgeladenen Golfregion sowie Mög-
lichkeiten der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im gesamten Nahen Osten thematisiert werden
sollen: Diese Staatengruppe verfügt über Kapital und Energiereserven. Beides könnte in Ver-
bindung mit israelischem Know how (und dessen Zugang zu amerikanischem) sowie mit dem
libanesischen Bankensystem und seinen Wasserquellen nutzbringend für gemeinsame wirt-
schaftliche Entwicklungsprojekte für die gesamte Region eingesetzt werden. Allerdings ver-
mag eine solche Perspektive nur dann ihre Dynamik für die Konferenz zu entfalten, wenn es
gelingt, die in Teilen der arabischen Welt vorhandenen Vorbehalte gegenüber dem westlichen
kooperativen bis integrativen Friedensansatz’® auszuräumen.

Zu den Golfstaaten gehören bekanntlich auch Irak und Iran, die vom Madrider Prozeß ausge-
schlossen sind. Beide Länder haben sich zwar im ersten Golfkrieg gegenseitig schwerste Schä-
den zugefügt und haben auch weiterhin miteinander ungelöste Grenzprobleme; beide sind als

Tl Vgl. Perthes (1996), S. 25.

78 Vgl. Perthes (1995), S. 55 ff.
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Energielieferanten für die Weltwirtschaft wichtig, aber als militante Mächte für die Region
gefährlich, wobei sie sich machtpolitisch mehr oder weniger gegenseitig neutralisieren. Beide
sind erklärtermaßen unversöhnliche Feinde Israels, genießen jedoch auch in der übrigen Re-
gion wenig Sympathie. So wurde der Irak nicht zu der ersten arabischen Gipfelkonferenz seit
1991 Ende Juni 1996 nach Kairo eingeladen, während Iran ohnehin kein arabisches Land ist.
Dies zeigt schon, mit welchem Widerspruch derjenige rechnen müßte, der Irak und/oder Iran
zu einer KSZNO einlüde. Doch es fällt ebenso schwer, sich ihre konstruktive Teilnahme an
einem Friedensprozeß wie eine dauerhafte Friedensregelung für die Region ohne diese beiden
Staaten vorzustellen. Bedenkt manfreilich, daß sich in den Jahren vor Beginn der KSZEdie
Staaten der NATO und des Warschauer Vertrages ebenfalls unversöhnlich gegenüberstanden,
so war ihr Ansatz, niemanden, der zur Region gehört, auszuschließen - Albanien hatte sich
selbstisoliert - letztlich produktiv, auch wenn er keine schnellen Vereinbarungen verhieß. Aber
das Bedürfnis nach Beschleunigung darf in einem solch komplexen Friedensprozeß ohnehin
keine Rolle spielen. Gäbe es die Konstruktion von Foren mit einander überlappender Teilneh-
merschaft, so könnten Irak und Iran beispielsweise dem Forum über Wirtschaftsfragen an-
gehören. Dieses könnte dann dazu genutzt werden, um an seinem Rande über andere Themen
unauffällig Gespräche zu führen, wo es keine offiziellen Kontaktegibt.

Wenn man davon ausgeht, daß es für die Stabilität in der Region von großer Bedeutungist,
dem Iran eine konstruktive Rolle’? zukommen zu lassen, dann wäre es erforderlich, daß die
USAendlich die "neutrale" Haltung des Iran während des Zweiten Golfkrieges honorieren und
ihren Widerstand gegen den von der EU betriebenen "kritischen Dialog" mit dem Iran aufgä-
ben. Gegenwärtig sieht es jedoch nicht so aus, als wären die USA dazu bereit, ihre Politik der
Isolation des Iran aufzugeben, im Gegenteil. Ob sich an dieser Politik nach den Präsidenten-
wahlen im November 1996 etwas ändern wird, ist nicht abzusehen.89 Ob es andererseits er-
folgversprechend wäre, konditionierte Einladungen an Iran und auch Irak auszusprechen, etwa
dahingehend, ihnen einen Platz am Verhandlungstisch freizuhalten, wenn sie das Existenzrecht
Israels grundsätzlich anerkennten und eine Wohlverhaltenserklärung abgäben,ist ebensowenig
vorhersehbar. Immerhin könnten sich beide Länder von einer Beteiligung an einer KSZNO
versprechen, ausihrer internationalen Isolation herauszukommen.

Ein weiterer Sonderfall ist die Türkei. Sie nimmt am Madrider Friedensprozeß als "extra-terri-
toriale Partei" teil, gehört aber ohne jeden Zweifel zur Nahost-Region. Seitdem sie Anfang
1996 mit Israel einen Vertrag über militärische Zusammenarbeit abgeschlossen und damit bei
dessen Nachbarländern, insbesondere in Syrien, Irritationen hervorgerufen hat, ist sie auch in
die sicherheitspolitischen Probleme der Kernzone involviert. Hinzukommt, daß sie auch an
einer Reihe anderer Konfliktformationen in der Regionbeteiligt ist. Läßt man einmal die Aus-

79 Vgl. dazu R.E. Hunter (Vizepräsident des Washingtoner Center for Strategic and International Studies
und Mittelost-Direktor im Nationalen Sicherheitsrat unter Präsident Carter), "The Middle East after
Iraq's Invasion of Kuwait", University Press of Florida 1993.

80 Auf die Tatsache, daß es neben den Hardlinern in den USA nach wie vor Stimmengibt, die Irans Rolle
in der Region erkennen und für eine differenzierte Politik plädieren, weist jetzt Johannes Reisnerhin;
vgl. ders., Der Iran auf dem Weg zu einer Regionalmacht, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/96,
v. 26.4.1996, S. 38.
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einandersetzungen mit dem NATO-Partner Griechenland um Inseln und Sockelgebiete der
Agiis beiseite, so sind dies der Zypern-Konflikt, der Kurden-Konflikt sowie Auseinanderset-
zungen mit Syrien und Irak um die Wassernutzung von Euphrat und Tigris, deren Quellen die
Türkei kontrolliert, und die sie durch Staudammprojekte in einem Umfang nutzt bzw. nutzen
will, der den beiden Unterliegern zum Nachteil gereicht. Schließlich versucht sie, auf die aus
der Sowjetunion hervorgegangenen Kaukasusrepubliken und die von Turkvölkern bewohnten
Republiken Mittelasiens mit ihren zahlreichen Konflikten Einfluß auszuüben.3! Es ist daher
nicht anders vorstellbar, als daß die Türkei als Regionalmacht an der KSZNObeteiligt wird.
Fraglich ist demgegenüber, ob und inwieweit sie bereit ist, Probleme wie die Kurdenfrage oder
die Wasserverteilung ernsthaft mit den anderen Teilnehmern zu beraten. Der Amtsantritt von
Ministerpräsident Erbakan, der als gemäßigter Islamist gilt, könnte die Teilnahme der Türkei
an einer KSZNO erleichtern und ihre dortige Akzeptanz durch einige arabische Staaten ver-
größern.

Es widerspräche den bei der KSZE angewandten Einladungsprinzipien, Zypern allein deshalb
nicht einzuladen, weil der Zypern-Konflikt nicht beigelegt ist und die Türkei seine internatio-
nale Vertretung durch griechische Zyprioten nicht anerkennt. Im Gegenteil sollte in diesem Fall
von dem KSZE-Einladungskriterium Gebrauch gemacht werden, daß die Teilnahme an der
Konferenz nicht die Anerkennung der politischen Lage in der Region bedeutet. Es wäre dann
darauf zu hoffen, daß die Vertreter der zyprischen Regierung die Gelegenheit der KSZNO
nutzten, um unauffällig mit den Repräsentanten der Türkei (und eventuell zu deren Delegation
gehörenden Vertretern des nördlichen Teils Zyperns) zu reden, um z.B. die Grenzen durchläs-
siger zu machen.

2.2 Die wichtigsten extra-regionalen Parteien

Die Vereinigten Staaten von Amerika sollten als wichtigste außerregionale Macht an einer
KSZNObeteiligt werden. Esist jedoch nicht belanglos, wie ihre Rolle für eine solche Konfe-
renz definiert wird. Bis vor einigen Jahren war die Eindämmung des sowjetischen Einflusses im
Nahen Osten und in der Golfregion das Hauptmotiv ihres Engagements - nicht zuletzt zum
Schutz ihrer Erdölversorgung, die aber nur zu etwa zehn Prozent von Lieferungen aus dieser
Region abhängt. Nach dem Ende der Sowjetunion und aufgrund des militärischen Erfolges im
Zweiten Golfkrieg hatsich die Rolle der USA in der Region gewandelt. Sie wird - auch inner-
halb der Region - nicht mehr nur als Schutzmacht Israels wahrgenommen, sondern das Auftre-
ten ihres Außenministers Christopher als Vermittler im Friedensprozeß hat erkennenlassen,
daß es ihr inzwischen primär um eine Stabilisierung der Lage in der Region geht, wobei sie ge-
legentlich auch Druck aufIsrael ausüben kann. In Fortführung dieses Rollenselbstverständnis-
ses sollten die USA anders als bei der KSZE nicht als Gleiche unter 35 Gleichen auftreten,
sondern eher als einer der Moderatoren ohne Stimmrecht. Vermutlich dürfte den USA selbst

81 Vgl. zur internationalen Rolle der Türkei Udo Steinbach, Ordnungsmacht oder Krisenfaktor? Die Tür-

kei zwischen Orient und Okzident, in: Bruno Schoch, Friedhelm Solms und Reinhard Mutz (Hg.), Frie-

densgutachten 1996, Münster (Lit) 1996, S. 203 ff.
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selbst auch eher an einer stärker auf den Hintergrund konzentrierten Rolle gelegensein, nicht
zuletzt weil der Bombenanschlag auf die US-Militäreinrichtung bei Dahran im Juni 1996 ein-
dringlich darauf aufmerksam gemacht hat, daß das Engagement der USA an der Seite des
Saudischen Königshauses nicht von allen politischen Kräften in der Region gleichermaßen
positiv eingeschätzt wird.

Im Zusammenhang mit dem Zweiten Golfkrieg hat die damals noch existierende Sowjetunion
unter Gorbatschow mit den westlichen Mächten kooperiert und damit eine krasse Wendeihrer
Nahostpolitik eingeleitet. So wurde sie Ende 1991 Co-Sponsor des Madrider Friedensprozes-
ses, eine Rolle, die nach dem Untergang der Sowjetunion von der Russischen Föderation
übernommen,allerdings - nicht zuletzt aufgrund ihrer vielen innenpolitischen Probleme - nur
mit wenig Profil ausgefüllt wurde. Präsident Jelzin und seine Berater scheinen für diese Region
noch kein neues Konzept zu haben, wie sie überhaupt seit den Parlamentswahlen vom Dezem-
ber 1995, bei denen die meisten Stimmen auf die Kommunisten und extremen Nationalisten
fielen, nach einer neuen außenpolitischen Orientierung suchen. Symptomatisch dafür war der
Wechsel an der Spitze des Außenministeriums von Andreij Kosyrew zu Jewgenij Primakow,
der auch nach der Regierungsneubildung im August 1996 Außenminister bleiben dürfte. Er gilt
als einer der besten Nahostkenner der Russischen Föderation und wird vermutlich dafür sor-
gen, daß sein Land in diesem Raum wiederstärker präsent sein wird. Eine solche Präsenz muß
nicht unbedingt von Nachteil sein, denn die Russen, allen voran der neue Sicherheitsberater
Aleksandr Lebed, sind daran interessiert, dem Terrorismus, Drogen- und Menschenhandel
sowie dem Waffenschmuggel über die Südgrenze Einhalt zu gebieten. Sollte es ihnen gelingen,
den Tschetschenien-Konflikt friedlich beizulegen, könnten sich auch die russischen Einfluß-
möglichkeiten in der islamischen Welt verbessern. Ministerpräsident Tschernomyrdin steht
überdies für sichere Lieferungen und stabile Preise für Erdöl und Gas (durch Abstimmung mit
der OPEC) sowie für freie Luft- und Wasserwege. Die Sicherheit in der südlichen Region der
Russischen Föderation erfordert außerdem die Nichtverbreitung von ABC-Waffen und ihrer
Trägersysteme, da Südrußland und andere Mitglieder der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
schon heute in der Reichweite nahöstlicher Raketen liegen. Ein neues Verfahren wie die
KSZNO könnte insofern auch aus der Sicht einer nationalbewußteren außenpolitischen Linie
den Russenattraktiv erscheinen.

Die Europäische Union könnte in unterschiedlicher Weise zum Erfolg einer KSZNObeitra-
gen. Jedenfalls sollte sie nicht nur deshalb zu einer KSZNO geladen werden, weil sie ein Drittel
ihres Energiebedarfs aus der Region deckt, sondern vor allem, weil sie - zusammen mit dem
IWF - die meisten Mittel zum Aufbau der Region bereitstellen kann und hier auch schon stark
engagiert ist®2:

- Die EU spielt in den multilateralen Arbeitsgruppen des Madrider Friedensprozesses eine
entscheidende Rolle: sie hat den Vorsitz in der AG "Regionale Wirtschaftsentwicklung"
und ist Co-Organisator der Arbeitsgruppen "Wasser" und "Umwelt".

82 vgl. Schäfer (1996), insbes. S. 78.
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Auf dem Wirtschaftsgipfel von Casablanca 1994 wurde eine Wirtschaftskooperation vor 
allem auf den Gebieten Wasser, Energie, Tourismus, Transport und Umwelt vorgeschla­
gen - alles Unterkapitel des sog. ''Zweiten Korbes'' der KSZE-Schlußakte -; dort haben 
sich die Konferenzteilnehmer auch für eine gemeinsame Sicherheitsstruktur für die Re­
gion ••nach dem Vorbild der KSZE'' ausgesprochen, die aber nicht einfach nach Süden 
ausgedehnt werden soll. 

Sie hat darüber hinaus mit der Konferenz von Barcelona im November 1995 die Initial­
zündung zu einem offenen Konferenzprozeß für den gesamten Mittelmeerraum gegeben, 
der damit einen zeitlichen Vorlauf zur KSZNO hat, aber durchaus parallel zu ihr voran­
getrieben werden kann, zumal sein Schwerpunkt im ökonomischen Bereich liegt. 

Es wäre denkbar, die EU zusammen mit den USA und Rußland mit einer Moderatorenrolle für 
die KSZNO zu betrauen. Hierbei könnte sie allerdings nur erfolgversprechend tätig werden, 
wenn sie sich in wichtigen Detailfragen auf eine gemeinschaftliche Position verständigen 
könnte. Inwieweit dies vor dem Erfahrungshorizont ihres Verhaltens gegenüber den Konflikt­
parteien im ehemaligen Jugoslawien und der derzeitigen Differenzen zwischen Großbritannien 
und dem Rest der EU zu erwarten ist, erscheint zumindest fraglich. Nachdem jedoch die Mit­
gliedstaaten der EU von Anfang an aktiv an der KSZE mitgewirkt und ihr die wichtigsten Im­
pulse gegeben haben, könnten ihre •Erfahrungen bei einer KSZNO dadurch genutzt werden, 
daß die Nahoststaaten Experten aus der EU einladen, in ihren Delegationen als ' 1Berater11 mit­
zuwirken. Eine solche Möglichkeit sollte in den Vorgesprächen vorgesehen werden.83 Sicher­
lich wird sie sich nicht damit zufriedengeben, bei einer KSZNO eine Beobachterdelegation zu 
stellen, die die Wünsche der Teilnehmer an die Kommission und die Präsidentschaft weiterlei­
tet, selbst wenn dieser Status wie auch der von anderen Beobachtern so fo1·1nuliert würde wie 
derjenige der Beobachter bei der KSZE, denen von vornherein die Möglichkeit eröffnet wurde, 
ihre Auffassung zu einzelnen Fragen den Teilnehmern zur Kenntnis zu bringen. 

Auf jeden Fall müßten die Vereinten Nationen zu einer KSZNO eingeladen werden, weil noch 
Blauhelme in der Region stationiert sind und der Sicherheitsrat sich laufend mit Nahost-Pro­
blemen befaßt. Veranstalter einer solchen Konferenz sollten die Vereinten Nationen aber wohl 
besser nicht sein. Dies Vvi.irde es zumindest erschweren, daß hieraus zu einem späteren Zeit­
punkt eine selbständige regionale Abmachung hervorgeht. Wie die KSZE wäre auch eine 
KSZNO gut beraten, stets akribisch darauf zu achten, daß ihre Beschlüsse nicht im Wider­
spruch zur Charta der Vereinten Nationen und zu den VN-Pakten stehen, an die ihre 
''Parteien'' gebunden sind. 

Einige extra-regionale Staaten wie einige bisher noch nicht genannte Mittelmeeranrainer oder 
Japan, das zwei Drittel seiner Energieversorgung aus der Region bezieht, wären sicher mi�de­
stens an einem Beobachterstatus interessiert, den man ihnen auch gewähren sollte. Nicht zu 
empfehlen ist jedoch eine Erweiterung des regulären Teilnehmerkreises um die genannten ex­
tra-regionalen Staaten. Zum einen wäre es äußerst schwierig, sich zwischen den Teilnehmern 

83 In den Schlußempfehlungen der Helsinki-Konsultationen wurde dies durch folgende Absprache erreicht 
(Ziffer 8, letzter Satz): ''Die Teilnehmer(staaten) lassen sich ... von Delegationen und Experten vertre­
ten, die sie dazu besti1111nt haben.'' 
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datiiber zu verständigen, wer zusätzlich mit Stimmrecht aufgeno11urnen werden sollte, zum 
anderen dürfte die Konsensfindung durch eine Ausweitung zusätzlich erschwert werden, und 
schließlich könnte bei den direkt Betroffenen der fatale Eindruck etweckt werden, daß nicht 
mit ihnen, sondern über sie verhandelt werden soll. 

3. Verfahrensfragen

3.1 Konferenzorte und Rotation 

Wichtig wäre es, einen geeigneten Ort für das erste oder das Vorbereitungstreffen zu finden 
und sich nach Möglichkeit auch schon fruhzeitig darauf zu einigen, daß es ähnlich wie bei der 
KSZE zu einer regelmäßigen Abfolge von Konferenzen kommen soll, war doch die lose For1n 
des Follow-up das einzige, was die Konferenz bzw. den berühmten KSZE-Prozeß über Kri­
senzeiten hinweg am Leben erhielt. Finnland war seinerzeit das einzige Land in Europa, zu 
dem alle Teilnehmer offizielle Beziehungen unterhielten, auch die beiden deutschen Staaten, 
wenn auch nur auf dem Niveau von Handelsmissionen. Ähnliches sollte auch für den Ort des 
Vorbereitungstreffens einer KSZNO gelten. Um anfangs keine zu großen Hoffnungen zu er­
wecken, könnte man, wie in Helsinki, die Chefs der Vertretungen in der Hauptstadt zu Dele­
gationsleitern bestimmen. Zwar böten sich Genf oder Wien als traditionsreiche Konferenzorte 
an, möglicherweise auch Oslo, dem eine symbolische Bedeutung für den Durchbruch im 
nahöstlichen Dialog zukommt; doch es spricht einiges dafür, einen Ort in der Region zu finden, 
besonders dann, wenn sich die neue Konferenz von dem Madrider Modell unterscheiden will. 

Die Hauptstädte Israels und Jordaniens, also der Staaten, die sich im Friedensvertrag von 1994 
die Aufgabe gesetzt haben, eine KSZNO zu schaffen, kornmen wahrscheinlich nicht in Frage. 
Zum einen unterhält Israel erst zu wenigen arabischen Staaten diplomatische Beziehungen; der 
Status Jerusalems als Hauptstadt Israels ist überdies umstritten, 84 so daß eine von Israel dort­
hin ausgesprochene Einladung die arabische Seite eher provozieren dürfte. Eine Einladung 
nach -..,,..an läge als Alternative zwar nahe, könnte aber aus Gründen der Sy1runetrie zwi­
schen den beiden Vertragsparteien schwierig sein. Ginge die Einladung vom ägyptischen Prä­
sidenten aus, so träfen die im Zusammenhang mit Helsinki genannten Kriterien auf Kairo ge­
nau zu. 

Später sollten die Konferenzen wie bei der KSZE rotieren, anfangs könnte man sich dabei 
vielleicht - ebenfalls wie bei der KSZE - auf Orte in solchen Teilnehmerstaaten beschränken, 
die am wenigsten durch Konflikte in der Region belastet sind. Allerdings ist eine Analogie hier 
insofern schwieriger, als es sich bei der KSZNO nicht um zwei gegnerische Blöcke und eine 
Reihe von neutralen oder nichtgebundenen Staaten handelt, die hierfür prädestiniert waren, 
sondern im Kernbereich auch innerhalb des arabischen Lagers um Staaten, die auf der Konfe­
renz Konflikte verschiedener Art miteinander zu bearbeiten hätten. So wie Egon Bahr seiner-

84 S. hierzu jetzt auch Norbert Mattes, Jerusalem - von der geteilten Stadt zur Hauptstadt Israels, in: S+F,
Jg. 14, Heft 2, 1996, S. 107-112.
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zeit ein eventuelles KSZE-Sekretariat im Haupt-Konfliktzentrum, dem geteilten Berlin ansie-

deln wollte - ein Gedanke, der zu verwegen schien, um amtlich vorgeschlagen zu werden -

könnte überlegt werden, zu einem späteren Zeitpunkt Jerusalem zum Ort der KSZNO zu er-

klären, als ständigen Anschauungsunterricht für die beteiligten Diplomaten und wegen der in-

ternationalen Präsenz zugleich zum Schutz der dort lebenden Menschen vor Übergriffen einer
der Parteien.

Ähnlich wie Expertentreffen der KSZE ab Anfang der achtziger Jahre in den Teilnehmerlän-
dern tagten, die an einem Problem besondersinteressiert waren, ließen sich Sonderkonferenzen

für spezielle Aufgaben ebenfalls ausgliedern, um damit die Zahl der Länder, die Orte für die

KSZNOzur Verfügung stellen, zu erhöhen. Da kein Regierungschef, der eine Konferenz als

Gastgeber eröffnet, sich dem Schatten eines Scheiterns aussetzen möchte, könnte auf diese
Weise das Interesse an dem Erfolg der KSZNOverbreitert und über längere Zeit aufrecht er-
halten werden. Ob es eines fernen Tages Orte geben wird, an denen ständige Büros oder Se-
kretariate der KSZNO beheimatet sind, so wie dies gegenwärtig bei der OSZEfür Wien, Prag,
Warschau, Genf, Den Haag und Kopenhagengilt, braucht heute noch nicht bedacht zu wer-

den. Wichtiger könnte es hingegen sein, darüber nachzudenken, ob das Rotationsprinzip auch

bei der Leitung der Sitzungen eingeführt werden sollte. Hiermit ließ sich bei der KSZE, wo der
Vorsitz in allen Arbeitsgruppen täglich wechselte, die Gleichrangigkeit aller Teilnehmer un-
terstreichen. Da auf diese Weise jeder der Teilnehmerstaaten irgendwann einmal den Vorsitz
hatte, vermittelte dies auch ein Gefühl der Verantwortung und der Solidarität für die Region.
Bei der KSZNO könnte dieses Verfahren wegen des zahlenmäßigen Ungleichgewichts zwi-

schen Israel auf der einen und der Vielzahl arabischer Länder auf der anderen Seite bei den
Israelis auf Akzeptanzprobleme stoßen. Dies ließe sich jedoch entschärfen, wenn es ein Ta-
gungspräsidium gäbe, in dem jeweils ein Vertreter aus dem Kreis der Moderatoren und dem

der Teilnehmerstaaten sich im Vorsitz abwechselten.

3.2 Verfahrensregeln

Für die KSZE war das Konsensprinzip diejenige Verfahrensregel, die für den Erfolg des

KSZE-Prozesses entscheidend war. In den Schlußempfehlungen der Helsinki-Konsultationen,

dem sog. "Blauen Buch" wird es wie folgt definiert: "Die Beschlüsse der Konferenz werden

durch Konsens gefaßt. Konsens ist gegeben, wenn kein Vertreter einen Einwand erhebt und

diesen als Hindernisfür die anstehende Beschlußfassung qualifiziert."3> Dies ist kein Veto-

recht. Man kann einen Beschluß zulassen, auch wenn man Bedenken hat. Wenn diese im Sinne

der eigenen nationalen Interessen gravierend sind, muß man sie überzeugend (bei der KSZE

schriftlich) begründen, um einen Beschluß zu verhindern. Diese Konsensregel wäre auch für

eine KSZNO sehr wichtig, da anderenfalls bei einfacher oder selbst qualifizierter Mehrheit ein

Staat wie Israel mit nur wenigen "Bundesgenossen" ständig überstimmt und schließlich aus der

Konferenz ausscheiden - oder gar nicht erst daran teilnehmen- würde.

85 Ebenda,Ziffer 4 der Verfahrensregeln, S. 12, Hervorhebungd.V.
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Die vorläufige Registrierung gefaßter Beschlüsse hat sich auf der KSZE als ein nützliches
Verfahren erwiesen, weil nur so garantiert war, daß man Kompromissen, die einen weniger
interessierten, erst dann endgültig zuzustimmen brauchte, wenn auch die eigenen Desiderate
registriert waren. Das galt in erster Linie für den "Big Deal" der KSZE zwischen Ost und
West: Anerkennung der Unverletzlichkeit der Grenzen (östliches Hauptanliegen, Korb I) ge-
gen mehr Freizügigkeit für Menschen, Ideen und Informationen über diese Grenzen hinweg
(westliches Hauptanliegen, Korb III). Die vorläufige Registrierung war auch darüber hinaus
für das Schnüren von Paketen zur Kompensation des wechselseitigen Nachgebens von Bedeu-
tung. 86

4. Themenfür die KSZNO

Die Absprache zwischen Israel und Jordanien über die Schaffung einer KSZNOist inhaltlich
nurinsofern konkret, als von der "Übernahmeregionaler Sicherheitsmodelle" die Redeist. Der
Rückgriff auf die KSZE als Vorbild läßt aber vermuten, daß die KSZNOauch für eine thema-
tische Breite, wie sie die KSZE von Anfang an kennzeichnete, offensein soll.

Hier ist jedoch daran zu erinnern, daß es zu den prall gefüllten drei Körben von Helsinki erst
auf einem langwierigen und komplizierten Abstimmungswege innerhalb der Bündnisse und
zwischen den Teilnehmerstaaten kam. Die NATO befaßte sich seit der Bukarester Erklärung
der Warschauer Pakt-Staaten von 1966 mit den Themen einer KSZE, meldete Bedenken an
und entwickelte Gegenvorstellungen, so im Harmel-Bericht von 1967 und in der Erklärung
von Reykjavik zu MBFR von 1968. Die anfangs sechs, später neun Staaten der Europäischen
Gemeinschaft begannen Anfang 1971, sich im Rahmen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit (EPZ) gründlich mit dem Konferenzgedanken auseinanderzusetzen undein eigenes
Konferenzkonzept zu entwickeln, das eng mit der NATO abgestimmt wurde (bis auf Irland
waren damals alle EG-Staaten auch NATO-Mitglieder). Der Warschauer Pakt paßte seine
Vorstellungen nach und nach an und trug seinen Teil dazu bei, die letzte Vorbedingung der
NATO zu erfüllen: den Abschluß des Viermächteabkommens über Berlin. Irgendwelche the-
matischen Vorabreden zwischen Ost und West gab es jedochnicht.

Die Abstimmung der Tagesordnung und die präzise und ausführliche Formulierung der Man-
date für die Kommissionen und Unterkommissionen der Konferenz selbst war der Zweck der
Helsinki-Konsultationen (November 1972 bis Juni 1973). Im Laufe dieser Gespräche gelang es
auch den Vertretern der Neutralen und Nichtgebundenen Länder Europas, die eine relative
Mehrheit unter den Teilnehmerstaaten bildeten, eigene Themen einzubringen und wichtige

86 Zu den Verfahrensregeln und Abreden, über die schon vor den "Helsinki-Konsultationen" (der Vorbe-
reitungskonferenz der KSZE vom November 1972 bis Juni 1973) Konsens erzielt worden war, s. Götz
von Groll, Ost-West-Gespräche in Helsinki, in: Außenpolitik 9/1972. Die dortigen Ausführungendien-
ten den finnischen Gastgebern und zahlreichen Delegationen als Vorlage. Die Interessenlage der Teil-
nehmerstaaten und der gesamte Meinungsbildungsprozeß der Jahre 1966 bis 1972, der zum KSZE-Pro-
zeß führte, ist in 132 Dokumenten im Sammelband "Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(KSZE)", Köln 1973, erschöpfend dargestellt und auch heute noch sehr lesenswert.
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Formulierungen durchzusetzen. Erst hier erwies es sich als zweckmäßig, die Fülle der The-

menvorschläge den drei Körben

- Fragen der Sicherheit in Europa
mit der Unterteilung in . lei nd
Prinzipien, die die Beziehungen der Teilnehmerstaaten eiten u

Vertrauensbildende Maßnahmen

- Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft, Technik und Umwelt

- Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen

zuzuordnen, wobeischließlich noch notwendig wurde, einen vierten Korb zu den Folgewir-

kungen undeinen fünften für die Mittelmeerfragen aufzustellen.

Bei den Überlegungen, welche Themen auf einer KSZNO erörtert werden könnten, sollte man

sich davor hüten, den potentiellen Teilnehmern irgend etwas aufzunötigen. Trotzdem macht es
Sinn, einige Themen der KSZE daraufhin zu untersuchen, ob sie für die Friedensparteien der

Nahost-Region wichtig sein könnten. Anhand des Aufbaus der KSZE-Schlußakte ergebensich
folgende, an die Region angepaßte Überlegungenfür die Thematik einer KSZNO:

4.1 Prinzipien der Sicherheit und Zusammenarbeit,

Ein Verhaltenskodex in der Art der Prinzipienerklärung der KSZE wäre eine bedeutsame
Grundlagefür die Stabilisierung der Region. Vielleicht sollte er aber weniger umfassend sein
als in der KSZE-Schlußakte. Zu denken wäreandie fünfPrinzipien

- Gewaltverzicht

- friedliche Streitbeilegung

- Nichteinmischung

- zwischenstaatliche Zusammenarbeit sowie

- Einhaltung des Vélkerrechts und abgeschlossener Vertrage. Schon ein solcher, von den
Teilnehmern der KSZNO gemeinsam vereinbarter Katalog wäre ein großer Erfolg.

Das Prinzip des Verzichts auf Androhung und Anwendung von Gewalt ist VN-Materie und
sollte von allen Konferenzteilnehmern der Region mitgetragen werden, auch von denen, die
gegenwärtig keinestaatliche Autorität repräsentieren.

DasPrinzip derfriedlichen Regelung von Streitfällen scheint ebenfalls für die KSZNOgeeig-net, da es sich bei ihm nicht nur um eine zentrale Forderung der VN-Charta handelt, sondern
auch alle Nahost-Parteien (vielleicht mit Ausnahme radikaler Palästinensergruppen) beteuern,
ihre Ziele nur auffriedlichem Wege verfolgen zu wollen. Es wäre besonders wichtig, Iran undIrak, die dies zwar auch schonbeiihrem Beitritt zu den Vereinten Nationen unterzeichnetha-
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ben, durch die Einbindung in ein Konferenzsystem, dassie ausihrer Isolation befreite, im Ge-
genzug dazu zu bewegen, zu diesen Prinzipien zurückzukehren.

Das Prinzip der Nichteinmischung scheint ebenfalls für eine KSZNO sehr geeignet, da es in
der VN-Charta verankert ist und von Israel und den Arabischen Staaten stets angerufen wird.
Der Schlußabsatz ist gerade im nahöstlichen Kontext von Bedeutung und heute von besonde-
rer Aktualität. In ihm garantieren die KSZE-Teilnehmerstaaten einander, sich "der direkten
oder indirekten Unterstützung terroristischer Tätigkeiten oder subversiver oder anderer Tä-
tigkeiten (zu) enthalten, die auf den gewaltsamen Umsturz des Regimeseines anderen Teilneh-
merstaates gerichtet sind."87

Das Prinzip der Zusammenarbeit zwischen den Staaten ist in mehrerlei Hinsicht für die
KSZNObesonders geeignet, auch wenn seine Umsetzungin die politische Wirklichkeit wahr-
scheinlich zunächst in sehr kleinen Schritten erfolgen dürfte. Zum einen öffnet es die Perspek-
tive für Bereiche der zwischenstaatlichen Beziehungen jenseits der schwierigen Sicherheits-
thematik und der dahinterliegenden grundsätzlichen Differenzen und ermöglicht dadurch, den
Nutzen gutnachbarlicher Beziehungen kennen- und schätzen zu lernen. Zum anderen gibt es
wie erwähnt genügend Arbeitsfelder, in denen in der Nahost-Region kooperatives Verhalten
zum wechselseitigen Nutzen praktiziert werden kann.

Schließlich ist auch das Prinzip der Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen nach Treu
und Glauben, wie es als X. Prinzip in der Schlußakte von Helsinki enthalten ist, dazu geeignet,
in ein Abschlußdokument der KSZNO aufgenommen zu werden, da alle Konfliktparteien im
Nahen Osten die genaue Beachtung von Verträgen, wenn sie erst einmal geschlossen sind,
außerordentlich wichtig nehmen.

Demgegenüber könnte es zu einer Blockierung des gesamten Vorhabens führen, wollte man
schonfür die erste Konferenzrunde auf der Einigung über so kontroverse Prinzipien wie sou-
veräneGleichheit der Staaten, Unverletzlichkeit der Grenzen,territoriale Integrität und Selbst-
bestimmung der Völker wie auch auf einer inhaltlichen Festlegung der Menschenrechts-
kriterien wie Gedanken-, Gewissens- und Glaubensfreiheit bestehen. Gerade im Bereich der
Menschenrechte bedarf es eines behutsameninterkulturellen Dialogs, der weder von den übri-
gen Themen der KSZNO überschattet noch der Gefahr ausgesetzt werdensollte, zum Gegen-
stand eines bargaining-Prozesses mit anderen Themenbereichen zu werden.

Überdas Prinzip der souveränen Gleichheit der Staaten kann auf einer KSZNO wohl erst ver-
handelt werden, wenn der endgültige völkerrechtliche Status des Palästinensischen Autono-
miegebietes geklärt ist, was bei Einhaltung der Fristen 1998 geschehensoll. Dasselbe gilt für
die eng damit verknüpften Prinzipien der Unverletzlichkeit der Grenzen und derterritorialen
Integrität der Staaten sowie für das damit in einem Spannungsverhältnis stehende Prinzip der

87 Die kommunistischen Staaten versuchten nach Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte über dieses Prin-
zip westliche Kritik an ihrer unzureichenden Praxis bei der Achtung der Menschenrechte abzuwehren,
übersahen dabei aber geflissentlich, daß die Formulierungen des VI. Prinzips der KSZE inerster Linie
gewaltsame Einmischungen bzw. ultimative Drohungen untersagen.
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Selbstbestimmung der Völker. Über all diese Prinzipien wird es solange schwierig sein zu ver­
handeln, wie Grenzfragen zwischen Israel, dem Libanon und Syrien, aber auch zwischen Iran 
und Irak noch nicht geklärt sind oder wenigstens Verhandlungen hierüber begonnen haben. 
Allerdings könnte die Klausel der KSZE-Schlußakte über ''friedliche Grenzänderungen'', die 
dort im I. Prinzip untergebracht wurde, für den Nahost-Kontext hilfreich sein. Sie lautet: ''Sie_ 
(die Teilnehmer) sind der Auffassung, daß ihre Grenzen, in Übereinstimmung mit dem Völker­
recht, durch friedliche Mittel und durch Vereinbarung verändert werden können.'' 

4.2 Menschenrechte und Minderheiten 

Das auch im Ost-West-Verhältnis anfangs so kontroverse VII. Prinzip der KSZE-Schlußakte, 
die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließ/ich der Gedanken-, Gewis­
sens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit, soll hier etwas ausführlicher behandelt werden, 
gerade weil es in der Nahost-Region fast wie ein Anathema erscheint. Auf der Vorbereitungs­
konferenz der KSZE setzten sich der Westen und die Ungebundenen mit ihrer Forderung, die­
ses Thema auf die Tagesordnung zu setzen, nur durch, weil sie erklärten, anderenfalls den 
Punkt ''Unverletzlichkeit der Grenzen'' nicht akzeptieren zu wollen. Außerdem wollte der 
Osten sich nicht vorwerfen lass·en, die Menschenrechte zu mißachten, was auch die Anhänger 
des Islam weit von sich weisen. 

Dieses Prinzip enthält einen weitsichtigen Abschnitt über nationale Minderheiten, in dem die 
Teilnehmerstaaten erklären, ''das Recht von Personen, die zu solchen Minderhe•iten gehören, 
auf Gleichheit vor dem Gesetz (zu) achten'' und ''ihnen jede Möglichkeit für den tatsächlichen 
Genuß der Menschenrechte und Grundfreiheiten (zu) gewähren und ... auf diese Weise ihre 
berechtigten Interessen in diesem Bereich (zu) schützen." Diese For·mulierung bildet die 
Grundlage für ein fünfzehn Jahre später auf der KSZE-Konferenz von Kopenhagen 1990 ver­
abschiedetes umfassendes Dokument, in dem Minderheitenrechte detailliert niedergelegt 
sind, 88 das weltweit einmalig ist. 1992 wurde daraufhin das Amt eines Hohen Korru1Ussars der 
KSZE für nationale Minderheiten geschaffen, in dem sich seither der ehemalige niederländische 
Außenminister Max van der Stoel mit großem Engagement für die Einhaltung dieses Statuts 
eingesetzt und damit viele Konflikte entschärft und wohl auch Katastrophen verhindert hat. 
Dieses Modell könnte für das weitere Zusammenleben von Israelis und Palästinensern in 
Städten wie Hebron oder Jerusalem, die wegen des hohen symbolischen Wertes, den diese 
Orte für beide Völker und ihre Religionen besitzen, aber auch darüber hinaus in Gebieten, in 
denen sich israelische ·siedlungen auf palästinensischem Boden befinden, nützliche Anregungen 
bieten. 

' 

Mit einiger Phantasie ließe sich auf der Grundlage dieses Modells auch ein Regime entwickeln, 
um in den Staaten des Nahen und Mittleren Ostens, in denen kurdische Minderheiten siedeln, 
.die Selbstbestinunung dieses Volkes zu verwirklichen, ohne die gegenwärtig bestehenden 

88 Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE, Dokument des Kopenhagener Treffens vom 29. 
Juni 1990, Abschnitt IV, in Bulletin Nr. 88/1990, v. 4. Juli 1990, S. 765 ff. 
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Grenzen Iraks, Irans, Syriens und der Türkei anzutasten. Es steht zwar nicht zu erwarten, daß
es in dieser schwierigen Frage schonin einer ersten Phase der KSZNO zu Ergebnissen kommt,
aber auch hierfür könnten Erfahrungen aus dem Umfeld des KSZE-Prozesses wegweisend
sein: Warum sollte es nicht möglich sein, den Kurden in den vier Staaten einen gleichen Auto-
nomiestatus zu gewähren und die Grenzen zwischen diesen Ländern zu öffnen, um Familien-
und sonstige intensive Kontakte zwischen den Angehörigen des 20-Millionen-Volkes zu ge-
statten - ähnlich wie es beim "kleinen Grenzverkehr" zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der damaligen DDR über lange Jahre der staatlichen Trennung hinweg praktiziert
wurde? Mit einem Autonomiestatut könnte den militanten Separatisten der Wind aus den Se-
geln genommen und aus einem permanenten Krisengebiet eine Region friedlichen Zusammen-
lebens werden. Den vier betroffenen Regierungensollte eigentlich vermittelt werden können,
daß sie mit dem Verzicht auf die gewaltsame Konfliktbearbeitung nicht nur erhebliche Kosten
an Menschen und Material einsparen, sondern auch ihr internationales Ansehen erheblich ver-
bessern würden. Das klingt nicht utopischer als das politische Ziel, das die deutsche Bundes-
regierung mit der KSZE verband und im sogenannten "Brief zur Deutschen Einheit" formulier-
te, nämlich "auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche Volk
in freier Selbstbestimmungseine Einheit wiedererlangt."8°

4.3  Vertrauensbildende Maßnahmen

Die in die KSZE-Schlußakte aufgenommenen Vertrauensbildenden Maßnahmen (VBM) - die
Ankündigung von Manövern und der Austausch von Manöverbeobachtern auffreiwilliger
Grundlage - waren das Minimum militärischer Verhandlungsmaterie, auf das sich Ost und
West zu Beginn des KSZE-Prozesses 1973/75 verständigen konnten. Diese Beschränkung
erlaubte es den beiden Supermächten- parallel zur KSZE, aber unabhängig von ihr - ungestört
über die Begrenzungstrategischer Waffen (SALT), und den beiden Bündnissen, ohne neugie-
rige Neutrale und Nichtgebundene über die gegenseitige und ausgewogene Verminderung der
konventionellen Streitkräfte (MBFR) zu verhandeln. Erst in späteren Phasen des KSZE-Pro-
zesses konnte unter Berücksichtigung der gewonnenen Erfahrungen mit der anfangs vor allem
von östlicher Seite sehr zögerlichen Anwendung der VBM das Geflecht von Maßnahmen, die
darauf gerichtet waren, die Gefahr einer militärischen Konfrontation in Europa zu vermindern,
schrittweise verfeinert und effektiviert werden. Ihre Anwendung,nicht zuletzt die Schaffung
von Vor-Ort-Inspektionen, trug wesentlich dazu bei, daß es zu den Abrüstungsvereinbarungen
zwischen West und Ost Ende der 1980er Jahre und zur Überwindung des Kalten Krieges kam.
Insofern ist es nicht verwunderlich, daß von denen, die Frieden im Nahen Osten herbeiführen
wollen, große Hoffnungen auf die Vereinbarung von Vertrauensbildenden Maßnahmengerich-
tet werden. Daß diese für die Region von großer Bedeutung sein könnten,steht außer Frage.

89 "Brief zur deutschen Einheit", übergeben anläßlich der Unterzeichnung des deutsch-sowjetischen Ver-
trages am 12. 8 1970, in: Auswärtiges Amt (Hg.), Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland. Do-
kumente von 1949 bis 1994, Köln 1995, S. 338.
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Schon der ägyptische Präsident Anwar el-Sadat hatte sich 1974 für eine atomwaffenfreie Zone 
im Nahen Osten ausgesprochen. 1990 hatte sein Nachfolger Mubarak gefordert, die Region zu 
einer Zone zu machen, die frei sein sollte von Massenvernichtungswaffen und Trägersystemen, 
mit internationaler Kontrolle und einem Frühwarnsystem. Stets stand dahinter die Absicht, 
Israels inoffizielle atomare Rüstung in Rüstungskontroll- und Abrüstungsvereinbarungen mit 
eirizubeziehen. Auch der amerikanische Präsident George Bush 1991 konnte vor dem Horizont 
irakischer Raketenangriffe auf Ziele in Israel während des Zweiten Golfkrieges die israelische 
Regierung nicht zu einer Positionsänderung bewegen, denn diese konnte nun mit einiger Plau­
sibilität argumentieren, der Irak habe nur aus Respekt vor einem israelischen nuklearen Gegen­
schlag darauf verzichtet, seine gegen Tel Aviv abgefeuerten Scud-Raketen mit chemischen 
Sprengköpfen auszustatten. Ebenso scheiterten alle späteren Bemühungen, sowohl im Zusam­
menhang mit Präsident Clintons 1993 präsentiertem Vorschlag von Cut-off-Verhandlungen im 
Rahmen der Genfer Abrüstungskonferenz,90 als auch mit der Verlängerung des Nichtverbrei­
tungsvertrages 1995, Israel zum Verzicht auf die atomare Option zu veranlassen.91 Zwar gibt 
es in der Erklärung von Barcelona eine auch von Israel unterzeichnete vage Absichtserklärung 
zugunsten einer solchen Zone, doch es ist davon auszugehen, daß ihre Verwirklichung für den 
jüdischen Staat zumindest solange indiskutabel ist, wie er sich in seiner Existenz bedroht sieht 
und mit einigen Nachbarn in offenem oder latentem Kriegszustand befindet. 92
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Würde nun versucht, die Tagesordnung einer KSZNO gleich mit Zielen wie einer Einigung 
über eine ABC-Waffenfreie Zone und Absprachen zur Einschränkung der Lieferung konven­
tioneller Waffen (bei denen die Co-Sponsoren des Madrider Prozesses als Hauptlieferanten für 
die Region auftreten) zu befrachten, so könnte Druck in dieser Richtung eventuell.dazu führen, 
daß es überhaupt nicht zu der KSZNO kommt, ähnlich, wie die KSZE beinahe daran geschei­
tert wäre, daß die NATO die :MBFR-Thematik auf ihre Tagesordnung setzen wollte. _Später 
einigten sich die Mitglieder der beiden Bündnissysteme auf die Behandlung Vertrauensbilden­
der Maßnahmen bei der KSZE und getrennte Verhandlungen über :MBFR. Wie die KSZE wäre 
deshalb auch eine KSZNO gut beraten, sich am Anfang auf die Diskussion. über freiwillige 
Manöverinfo1·rnationen und den Austausch von Beobachtern zu beschränken, die Verhand-

90 

91 

92 

Clinton hatte diesen Vorschlag zu multilateralen Verhandlungen über die bindende Beendigung (Cut­
ofl) aller Spaltstoffproduktion für Waffenzwecke nicht zuletzt gemacht, um Israel in ein internationales 
Nichtverbreitungsregime einzubeziehen und gleichzeitig den israelisch-arabischen Disput über die is­
raelischen Atomwaffen zu entlasten. Nachdem daraufhin jedoch Ägypten sowie Pakistan, Iran und Al­
gerien forderten, nicht nur die künftige Produktion, sondern auch die Lagerbestände an Plutonium und 
hochangereichertem Uran (HEU) in die Kontrollverhandlungen mit einzubeziehen, erklärten zum einen 
die offiziellen Atomwaffenstaaten Frankreich und Großbritannien, zum anderen aber auch Indien und 
Israel, daß sie unter diesen Bedingungen an den Verhandlungen nicht teilnehmen würden. Vgl. Con­
stanze Eisenbart et al., Nukleare Abrüstung und Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, in: 
Reinhard Mutz, Bruno Schach und Friedhelm Solms (Hg.), Friedensgutachten 1995, Münster, 1995, S. 
274 ff. 

Vgl. ebenda, S. 284. 

Vgl. Kap. II, 2.4, insbes. Anm. 74. Sollte darüber hinaus zutreffen, daß die USA bereit sind, nach den 
US-Wahlen den Anspruch Israels auf eine 'strategische Abschreckung für die absehbare Zukunft anzu­
erkennen (vgl. The Arms Control Reporter, 5-96, p. 453.B.204), so dürften alle Aussichten auf eine Ei­
nigung über eine NWFZ für den Nahen Osten schwinden. 
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lungen über die militärische "hardware" hingegen unbeschadet des gegenwärtigen Stillstandes
vorläufig bei der Madrider Arbeitsgruppe zu belassen. Diese dürfte zwar ohne die aktive Be-
teiligung Syriens und des Libanon weiter stagnieren und ohne Iran und Irak ihr langfristiges
Ziel nicht erreichen. Aber warum sollte nicht auch hier der Umweg gelingen, der in Europa
zum Erfolg führte, wo es nämlich auch erst nachdem eine Vertrauensbasis zwischen den

KSZE-Teilnehmern hergestellt war, möglich wurde, den Teilnehmerkreis der Abrüstungsver-
handlungen aus der problematischen Enge des MBFR-Raumesaufdie sämtliche Mitglieder der
beiden damaligen Bündnisse umfassende VKSE auszuweiten und damit eine brauchbare geo-
graphische Verhandlungsgrundlage zu schaffen?

Mit Blick auf eine mögliche Mittelmeerkonferenz wurden schon früher Überlegungen zum
Problem der Vertrauensbildung angestellt, die auf den Rahmen einer KSZNO analog ange-
wendet werden können. Aufgrund der unterschiedlichen Situationen, in denen die beteiligten
Staaten sich befinden, die zum Teil dadurch bedingt sind, daß sie an benachbarte Spannungs-

regionen angrenzen oder daß die militärischen Machtmittel eine vorrangig innenpolitische
Ausrichtung haben oder historisch abgeleitete Herrschaftsansprüche in symbolischer Weise
unterstützen, ergäben sich verfahrenspolitisch eine Reihe von Anforderungen, die von den Er-
fahrungen der KSZE abweichen:

". Vertrauensbildende Maßnahmen müssen dem Kriterium gegenseitigen Vertrauens zu-
nächst mehr entsprechen als dem Kriterium der effektiven Kontrolle. Sie müssen zu-
nächst eher die gesellschaftlichen Funktionen des Militärwesens eindämmenals taktisch-
strategische Signifikanz aufweisen. Ein Ehrenwort in der Übernahme von Pflichten mag
mehr gelten als die rechtliche Einklagbarkeit;

- Ansätze von Rüstungskontrolle und Abrüstung müssen sich stärker an der qualitativen
Gleichwertigkeit der Verpflichtungen, bezogen auf die unterschiedlichen Sicherheitsin-
teressen, ausrichten, als an numerischen Gleichgewichten;

- eine direkte Verknüpfung zwischen Rüstungskontrolle bzw. Abrüstung und Wirt-
schaftshilfe ist zu vermeiden, da Rüstungskontroll- oder Abrüstungsvereinbarungenten-
denziell revozierbar bleiben werden. Eher sind ökonomische Stimuli anzustreben, mit
denen unilaterale oder verhandelte Abrüstungsschritte honoriert und gefördert wer-
den."?3

Es muß in diesem Zusammenhang allerdings auch daran gedacht werden, daß es nicht aus-
schließlich um die Abrüstung der unmittelbar zu dieser Region gehörenden Teilnehmer gehen
kann, wenn Vertrauensbildung das Ziel ist, sondern daß hierbei auch der Abbau der europäi-
schen Interventionsstreitkräfte im Rahmen einer verhandelten Abrüstung über die besonders
destabilisierenden Waffensysteme in der Region notwendig und sinnvoll sein kann.

93 Martin Köhler, Stabilität - Kooperation - kultureller Dialog: Für eine integrierte politische Strategie im

Mittelmeerraum. Ein Positionspapier für außenpolitische Entscheidungsträger in Europa, Studie im

Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung, Büro Rom, September 1993, S. 14.
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4.4 Wirtschaftliche Kooperation 

Im wirtschaftlichen Bereich, dem ''Korb II 11 der KSZE, könnte es vielerlei Chancen für eine die 
· gesamte Region umfassende Zusammenarbeit geben: Industrielle Kooperation, gegenseitige
Handelserleichterungen, wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit, Umwelt, Verkehr,
Wanderarbeiter und berufliche Bildung könnten Themen sein, um zu Kooperationsabsprachen
zu gelangen und dazu beizutragen, daß der intra-regionale Handel der Staaten des Nahen
Ostens, der derzeit im Durchschnitt weniger als zehn Prozent ihres gesamten Außenhandels
beträgt, einen Aufschwung ni1runt. Beispiele hierfür wären joint ventures im Bereich der
Energieverarbeitung, bessere Ressourcennutzung, Wasser- und Bodenschutz, Entsalzung des
Meerwassers. Eine verstärkte Wirtschaftskooperation zwischen Israel und seinen arabischen
Nachbarn könnte zur Stabilisierung beitragen, ein regionaler Entwicklungsfonds den inner­
arabischen Gegensatz a1·1n-reich entschärfen.

Ob die KSZE bei der Wirtschaftskooperation für die KSZNO als ''Modell'' dienen kann, ist 
allerdings zweifelhaft: Der Korb II war im KSZE-Prozeß stets weniger wichtig als die Körbe I 
und III; er spielt heute kaum mehr eine Rolle, nachdem es die durch das staatliche Außenhan­
delsmonopol der zentralistischen Verwaltungswirtschaften des Ostens geschaffenen Handels­
hemmnisse nicht mehr gibt und die Staaten des ehemaligen Rates für gegenseitige Wirt­
schaftshilfe (RGW) wie alle anderen Staaten der Welt jeder für sich mit der EU verhandeln 
müssen. Unbeschadet dessen könnten aber die in der Arbeitsgruppe ''Regionale Wirtschafts­
entwicklung'' des Madrider Prozesses behandelten Themen Kommunikation und Transport, 
Energie, Tourismus, Landwirtschaft, Finanzmärkte und Investment, Handel, · Gesundheit, 
Ausbildungsprogramme, Bibliographie und Datenbank relativ problemlos in einen KSZNO­
Rahmen überführt werden, wo sie die Möglichkeit böten, in weniger sensiblen Bereichen als 
denen der Sicherheit und daher auch mit weniger Zeitaufwand zu Beschlüssen zu gelangen, die 
von allen Beteiligten als Erfolge bewertet werden können. Ohne solche ersten Erfolge, die die 
Teilnehmer dann nur ungern wieder aufs Spiel setzen, läßt sich der angestrebte KSZNO-Pro­
zeß nicht über längere Zeit durchhalten und stabilisieren. Sie sind unabhängig von ihrem in­
haltlichen Nutzen (der z.B. in der Herausbildung einer regionalen Gruppenkohärenz liegen 
könnte, die auf dem Weltmarkt mehr Gewicht hätte) psychologisch wichtig, weil der Prozeß 
zumindest in der Anfangsphase in allen· Ländern der Region mit Argwohn verfolgt und sein 
Scheitern von den auf allen Seiten vorhandenen Feinden des Friedens gewünscht wird. 

4.5 Die menschliche Dimension 

Der humanitäre Bereich, der für die KSZE so bedeutende ''Korb III'' oder die inzwischen so 
genannte menschliche Dimension, sollte im Nahost-Kontext anfangs sicher nicht überstrapa­
ziert, aber auf keinen Fall ausgeklammert werden. Sowohl für Gastarbeiter in den Ölstaaten 
und für geteilte Völker wie die Palästinenser und die Kurden, wie auch für getrennte Religi­
onsgemeinschaften wie Schiiten und Sunniten könnte der Bedarf an Familienzusamtnenführun­
gen, Verwandtenbesuchen, grenzüberschreitenden Eheschließungen, Erleichterungen bei der 
Erteilung von Sichtve1•1rnerken und sonstigen Reiseerleichterungen sowie der Jugend- und In-
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formationsaustausch über die Grenzen hinweg nicht weniger dringlich sein als für uns Deut-

sche in der Anfangsphase der KSZE,als die Freizügigkeit für Menschen, Ideen und Informa-

tionen durch systemimmanente Schranken behindert bzw. verboten war. Auch in diesem Be-

reich sind kaum leichter Ergebnisse zu erreichen als bei den Sicherheitsfragen, denn die Frei-

zügigkeit ihrer Bürger macht so manchen Mächtigen dieser Welt mißtrauisch: Auch hierzu-

lande überwogbei der ersten Ausweitung des Ost-West-Tourismus der Verdacht, dieser wür-

de vom Osten vor allem zur Einschleusung von Spionen mißbraucht - und umgekehrt. Doch

auch aufdiesem Feld könnte mitvielfältigen kleinen Schritten ein Anfang gemacht werden. Sie
helfen zum einen als vorweisbare Erfolge den Prozeß zu stabilisieren und tragen zum anderen

durch ihrem unmittelbaren Nutzen für die Menschen in der Region dazu bei, die Popularität
der KSZNO zu vergrößern.
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V. Schlußfolgerungen für die Einladung

Die gegenwärtige Stagnation im nahöstlichen Friedensprozeß ist zwar ein Beleg dafür, daß 
Fortschritte, wie wir sie zwischen den Jahren 1991 und 1995 mit Erleichterung zur Kenntnis 
nehmen konnten, nicht automatisch zu einem dauerhaften und gesicherten Frieden führen. 
Doch schon der Umgang mit der von dem israelischen Wahlergebnis ausgelösten Krise zeigt, 
daß die Zeit im Grunde reif ist für Versuche, in der Region ein System der Sicherheit und Zu­
sammenarbeit zu schaffen, wie dies in Europa über die KSZE/OSZE mit Erfolg zustande ge­
bracht worden ist. Überdies mehren sich die Anzeichen, daß in Israel selbst der Pragmatismus 
über die verbale Radikalität der ersten Tage der Regierung Netanjahu wieder die Oberhand 
gewinnt.94

Der 1991 in Madrid begonnene Friedensprozeß enthält zwar Elemente der KSZE, leidet je­
doch unter einigen strukturellen Mängeln, die ihn zumindest im sicherheitspolitischen Bereich 
auch schon vor dem Regierungswechsel in Israel in eine Sackgasse geführt haben, aus der er 
schwerlich wieder herausgelangen kann. Zu dem von der EU 1995 in Barcelona initiierten 
Prozeß einer Mittelmeerkonferenz wurden zwar auch die östlichen Mittelmeeranrainer einge­
laden, doch er wird sein Schwergewicht eher in der Maghrebzone als im Nahen Osten sowie 
im wirtschaftlichen Bereich haben. Auch deshalb spricht vieles dafür, einen weiteren Anlauf zu 
nehmen und eine Konferenz über Sicherheit und Zusarrunenarbeit im Nahen Osten einzuberu­
fen. Diese Aufgabe könnte am ehesten der ägyptische Präsident Mubarak übernehmen. Mit 
dem Status von Konferenzparteien sollten nach Möglichkeit außer den Staaten der Ke1·11zone 
(Israel und seine arabischen Nachbarn sowie die palästinensische Autonomiebehörde) die 
Staaten des Golf-Kooperationsrates sowie die in unterschiedlicher Weise in die Konflikte zwi­
schen Mittelmeer und dem Persisch-Arabischen Golf involvierten Staaten Irak, Iran, Türkei 
und Zypern eingeladen werden. Der Einladung sollte auf jeden Fall das wichtige Kriterium 
zugrunde gelegt werden, das für die KSZE konstituierend war, daß nämlich die Teilnahme an
den Konsultationen und Verhandlungen nicht schon die Anerkennung der politischen Ver­
hältnisse in der Region bedeutet. Wichtig ist auch die Beteiligung von Mächten, die nicht 
selbst zur Nahost-Region gehören, dort aber bisher schon politisch, militärisch oder wirt­
schaftlich engagiert sind, wie die USA, Rußland und die Europäische Union. Ihnen sollte aber 
eher nur eine Moderatorenrolle ohne Stimmrecht zugedacht werden, um den Charakter einer 
KSZNO als Regionalkonferenz zu betonen, die die Interessen der direkt Betroffenen in den 
Mittelpunkt stellt. Anderen interessierten Staaten, wie Japan, könnte, wie jetzt· auch bei der 
OSZE, ein Beobachterstatus zuerkannt werden. 

Gegenstand der Konferenz sollten zwar grundsätzlich alle Fragen der Sicherheit und Zusam­
menarbeit in der Region sein können, doch es ist davon auszugehen, daß in manchen Themen­
bereichen Vereinbarungen leichter und schneller zustande kommen werden als in anderen. 

94 Dies zeigte sich schon beim ersten Besuch Netanjahus in Ägypten am 18. Juli 1996 und seiner Bewer­
tung durch Präsident Mubarak (vgl. FAZ v. 19.7.1996, S. 2), noch mehr aber bei seinem Besuch am 5. 
August 1996 in Jordanien, wo er sich u.a. für die Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen mit Sy­
rien aussprach und ankündigte, die Zusan1menarbeit mit den arabischen Staaten auch in Sicherheitsfra­
gen zu verstärken (vgl. FAZ v, 6.8.1996, S. 1). 
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Deshalb empfiehlt es sich für die Teilnehmer, sich zunächst auf fünf Prinzipien eines Verhal-

tenskodex zu konzentrieren, nämlich Gewaltverzicht, friedliche Streitbeilegung, Nichteinmi-

schung, zwischenstaatliche Zusammenarbeit sowie Einhaltung des Völkerrechts und abge-

schlossener Verträge. Weiterhin können Regelungen, die von der KSZE für Nationale Minder-

heiten formuliert wurden, daraufhin überprüft werden, ob sie sich zur Entschärfung voninter-

ethnischen Konflikten in der Region übernehmen lassen. Die KSZNO wäre überdies bei der

Vereinbarung von Vertrauensbildenden Maßnahmen gut beraten, sich am Anfang auf freiwil-

lige Manöverinformationen und den Austausch von Beobachtern zu beschränken und die Ver-

handlungen nicht mit Problemen militärischer "hardware" zu überfrachten. Da das Interesse

der einzuladenden Konferenzparteien an einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit unterschiedlich

groß ist, käme es in diesem Bereich vor allem darauf an, hierfür durch die endgültige Beendi-

gung von Boykotten und ähnlichen Restriktionen Möglichkeiten zu schaffen. Hieraus könnte

sich auch der Bedarf nach Vereinbarungen über Erleichterungen beim grenzüberschreitenden

Personenverkehr und Informationsaustausch ergeben, die später vielleicht zu ähnlich umfas-
senden Regelungen wie denen der Menschlichen Dimension der KSZE/OSZEführen.

Angesichts der Vielschichtigkeit der Konfliktverhältnisse im Nahen Osten brauchen die Teil-
nehmer einer KSZNO höchstwahrscheinlich sehr viel guten Willen und einen langen Atem,
damit der Verhandlungsfrieden eine Chancehat.

 




